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Editorial 


Es gibt Symptome und Vorzeichen. Ein 
Vorzeichen ist für uns die freundliche 
Behandlung der Nazis, die 1987 ein Konzert 
in der Ostberliner Zionskirche überfielen, 
im letzten Monat durch ein Westberliner 
Gericht. Ein Symptom ist schon das diffe- 
renzierte Verhalten der bis an die militäri- 
sche Grenze bewaffneten Polizeitruppen in 
Passau und Leipzig gegenüber denen, was 
man heutzutage „Rechte“ und „Linke“ 
nennt. Das altbekannte Wort „Parteilich- 
keit“ ist hier durchaus am Platze und Mm] 
für die Zukunft Schlimmes befürchten. Und 
wenn man die Argumentation gewisser 
Vertreter von Politik und Wirtschaft hört, 
fragt man sich, ob es hier noch um den 
„rechten Wählerrand‘“ geht, oder ob sıe 
zwecks Bewältigung der heraufdämmern- 
den Wirtschaftskrise auf der Suche nach 
passenden diktatorischen Regierungsformen 
sind. Parallel wird altes Unrecht nur schein- 
bar verfolgt . Dazu sind angeblich die 
Gesetze nicht vorhanden, während gegen 
Asylanten sehr wohl die kühnsten Ausdeu- 
tungen der bestehenden Gesetze möglich 
sind. Eine Kostprobe bringen wir aus einem 
neuerschienen Buch über die Versuche zum 
Wiederaufbau der NSDAP. Aber auch die 
angeblichen oder tatsächlichen Alternativen 
versuchen wir in diesem Heft wieder mal 
auf ihre Tauglichkeit auszutesten. Zum 6. 
Jahrestag von Tschernobyl gibt es "@ 
Reihe von leider ziemlich realen Horrorge 
schichten. Kurz, ein, wie wir hoffen, ınter- 
essanter, wenn auch nicht besonders hoff- 
nungsvoller Rundblick in deutschen Landen 
und nicht nur hier. 

Wenige Minuten vor Schluß erreichte uns 
die Meldung vom neuerlichen Atomunfall 
bei PeterPetroLeningradburg, der verharm- 
losend als Störfall bezeichnet wurde. So 
kommen die gesammelten Meldungen zu 
besonderer Aktualität. 
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Von wirren Gedanken gelöst 
Zum Prozeß gegen Schläger von der Zionskirche. 


Am 4.3.1992 fand am Amtsgericht Tiergar- 
ten die Eröffnung und Einstellung des Ver- 
fahrens gegen 3 Beteiligte am Überfall auf 
die Zionskirche in Ostberlin statt. Am 
17.Oktober 1987 war eine Gruppe von Öst- 
und Westberliner Nazi-Skins über ein Punk- 
konzert hergefallen und hatte im Anschluß 
noch Schwule und andere Passanten ın der 
Schönhauser Allee verprügelt. Die Zions- 


"kirche war zu dieser Zeit ein Zentrum der 


Ostberliner Opposition. 

Die Ostberliner Nazi-Skins wurden 
unter relativ großer Öffentlickeit zu teilwei- 
se erheblichen Freiheitsstrafen verurteilt, 
man wollte hartes Vorgehen gegen Nazis 
demonstrieren. Aus ihren Aussagen waren 
vage Angaben zu den Personalien der West- 
berliner Schlägerkameraden bekannt. Auf- 
grund dieser Angaben stellte der Gemeinde- 
kirchenrat der Zionskirche bei der Westber- 
liner Staatsanwaltschaft einen Strafantrag. 
Da aber nur ein Spitzname und zwei unvoll- 
ständige Namen bekannt waren, ermittelte 
diese gegen “unbekannt”. Im Ergebnis die- 
ser Bemühungen saßen nun der schon 1987 
als Anführer benannte “Bomber” alıas Jörg 
Becker sowie Martin Schmidt und Ariane 
Richter auf der Anklagebank der Jugend- 
strafkammer. Die Anklage lautete u.a. auf 


(@®, Körperverletzung und Hausfriedensbruch. 
"Nach ihrer Verlesung ließ der Richter noch 


ein paar lockere Bemerkungen darüber fal- 
len, daß noch unklar seı, ob man nach Ost- 
oder Westrecht verhandeln wolle. Aber dar- 
über werde man sich noch einigen. Und nun 
bitte man die Öffentlichkeit hinauszugehen, 
da nun darüber gesprochen werden solle, 
“was wir nun mit den Angeklagten machen” 
(Zitat vom Richter). 

Im Warteraum saß ein Publikum, daß 
sıch zum größten Teil aus den für den Ver- 
handlungstag geladenen Zeugen zusam- 
mensetzte. Die dem rechten Spektrum zuzu- 
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rechnenden gaben sich betont cool und 
tauschten lässig hingeworfene Sprüche wie 
“Da haben sie ja die Harmlosesten erwi- 
scht.”” oder “Eigentlich müßte Ugly (wer 
auch immer das sei - Anm.d.A.) hier sitzen, 
der war ja damals mit der härteste. Und jetzt 
vom Nationalsozialisten zum Stalinisten 
gewechselt.” 

Nach ca. 30 Minuten sickerte allmäh- 
lich die weitere Entwicklung ım Saal durch. 
Gerüchte besagten, daß sich ein Deal zwi- 
schen den Prozeßparteien entwickelte, 
wonach das Verfahren gegen Zahlung einer 
Geldbuße eingestellt würde. Dieses Gerücht 
bewahrheitete sich dann auch wenig später, 
als die Öffentlichkeit wieder in den 
Gerichtssaal gebeten wurde. Der Richter 
verkündete, nachdem er nochmal bei Staats- 
anwalt und Verteidiger rückgefragt hatte, ob 
sie bei der eben ausgehandelten Variante 
blieben, die Einstellung des Verfahrens 
gegen Richter und Schmidt bei Zahlung 
einer Geldbuße in Höhe von 1500 bzw. 500 
DM an die Justizkasse. Das Verfahren 
gegen Becker wurde ohne Geldbuße einge- 
stellt, da er noch eine Bewährungsstrafe 
wegen Körperverletzung laufen hat, dıe der 
Richter meinte anrechnen zu müssen. In der 
Urteilsbegründung sagte der Richter schöne 
Worte über die Ziele des Jugendstrafrechts, 
das erziehen, nicht strafen solle. Zum Tat- 
hergang solle nichts noch mal näher erläu- 
tert werden, man wolle “da nicht noch mal 
drin rum rühren”. Außerdem sei alles ja 
schon so lange her... 

Der Staatsanwalt meinte eine positive 
Sozialprognose für die Angeklagten anneh- 
men zu können, worin ihn der Richter nach 
Kräften bestärkte. Denn schließlich hätten 
sich ja die Angeklagten (die beiden männli- 
chen erschienen kahlköpfig mit Milıtary- 
Jacke) “wie mir der Herr Verteidiger über- 
zeugend darlegen konnte, von ihren damali- 


gen wirren Gedanken 
gelöst.”, so der Richter. 
Der Herr Verteidiger 


erschien ordentlich 
strammdeutsch blondge- 
scheitelt. \ 

Vom möglichen 


Stasi-Hintergrund des 
Überfalls war keine Rede, 
auf dieses heiße Pflaster 
wollte sıch wohl keiner 
der Prozeßbeteiligten 
wagen. Auch die Hinwei- 
se auf Straftaten durch 
Gebrauch von NS-Symbo- 
len wurden nicht erörtert. 
(Die Ostberliner Nazi- 
Skıns waren damals u.a. 
wegen Öffentlicher Her- 
abwürdigung durch 
Gebrauch solcher Symbo- 
le verurteilt worden.) 

Zur großen Verzöge- 

rung zwischen Anzeige 
und Verfahrenseröff- 
nung/einstellung befragt, 
erzählte der Staatsanwalt 
nach dem Verfahren eine 
nette Geschichte, deren 
wesentliche Elemente 
Probleme bei der Zeugenermittlung, dem 
Feststellen der aktuellen Wohnadresse der- 
selben und Terminschwierigkeiten des 
Gerichts waren. 
Von den über 40 geladenen Zeugen, teil- 
weise Opfer des damaligen Überfalls, 
wurde nicht ein einziger gehört. Nach dem 
die Einstellung des Verfahrens beschlossen 
war, fiel dann auch einer Gerichtsbedienste- 
ten die Aufgabe zu, die wartenden Zeugen 
hiervon in Kenntnis zu setzen, was zu hefti- 
gen Unmutsäußerungen führte. Wieder im 
Saal sagte die Beamtin “Ich möchte lieber 
nicht wiederholen, was dort draußen gesagt 
wurde...” 

Als Finale des Ganzen gab es noch 
einen einvernehmlichen Dialog zwischen 


EBEN!“ 


Gericht mit 


Verteidiger:"ICH FINDE 
DIESEu GAR NICHT. SO UNSyi>.THT. 
‚SCHEN JUNGEN MANN EINE CHANGE. 


Schon 1987wurden die Nazis, die die Zions- 
kirche überfallen hatten, 


von einem DDR- 
untypischer Milde behandelt. 


Siehe obige Karrikatur aus den "Umweltblät- 
tern" von November 1987 


Richter, Verteidiger und Angeklagten über 
die Zahlungsmodalıtäten der Geldbuße, 
gefolgt von der Bereitschaft von Richter 
und Staatsanwalt einen Paragraphen zur 
Anwendung zu bringen, der den Angeklag.g 
ten eine Eintragung in die Erziehungs- bzw. 
Strafakte erspart. Gekrönt wurde das ganze 
noch von einer erhobenen-Zeigefinger- 
Rede des Staatsanwalts an die Angeklagten, 
der mit der “vollen Härte des Gesetzes” 
drohte, falls sie sich noch einmal etwas zu 
Schulden kommen lassen. Leider war von 
hinten nicht zu erkennen, ob sıe dabei grin- 
sen mußten. 

Insgesamt ein absolutes Musterbeispiel 
an deutscher rechtsstaatlicher Aufarbeitung. 

ltc. 
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‚MAN SOLLTE 


® Sonder-Kommandos (USK). 


DVU-Großveranstaltung in Passau 


Unangemessenes Vorgehen der bayrische Polizei 
gegen linke Gegendemonstranten 


Am 14.03. führte die faschistische Partei 
Deutsche Volksunion-Liste D (DVU), zum 
wiederholten mal eine Großveranstaltung in 
der Passauer Nibelungenhalle (Bayern) 
durch. Die Parteien des Passauer Stadtrates 
hatten gegen die jährliche Kundgebung pro- 
testiert. Doch in bisher 25 Prozessen gegen 
Passau hatte die als verfassungsfeindlich 
"v eingestufte DVU des Verlegers Gerhard 
Frey ihr Recht auf Anmietung der Nibelun- 
genhalle immer wieder durchgesetzt. 

Völlig unbehelligt und von einer 
ganzen Armee von Polizisten beschützt, 
konnten (vor etwa viertausend Faschisten) 
internationale Naziideologen wie 
David Irving, der seit Jahrzehnten 
auf pseudowissenschaftlicher 
Basis den Holocoust zu leugnen 
versucht, ihren faschistischen 
Müll in den Äther blasen. 
Doch hatte sich Widerstand ange- 
sagt. Ein antifaschistisches Bünd- 
nis aus Passau mobilisierte schon 
ım Vorfeld bundesweit zu Gege- 
naktionen. 

Aus diesem Grunde bot die 
bayrısche Regierung ihre Rambo- 
Polizei auf - die Unterstützungs- 


Diese Sondertruppe, einst spezi- 
ell zur Bekämpfung des militan- 
ten Widerstands gegen die 
geplante Atomfabrik Wackers- 
dorf aufgestellt, wurde nie 
abgerüstet und gilt als eine der 
härtesten Spezial-Einheiten der 
Deutschen Polizei. Allein ihre 
Ausrüstung ähnelt eher einem 
Kampfverband der Bundeswehr, 
als dem Freund und Helfer. 
Armeegrüne Uniformen, Grüne 
Helme, Schußsichere Panzerwe- 


Irving (2.v.r) und Frey(r.) 
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sten, Knöchelturnschuhe und Tonfas (Japa- 
nische Nahkampfwaffen) gehören zur Stan- 
dardausrüstung eines jeden dieser Superbul- 
len. Parallelen zu den Besatzerarmeen in 
Nord-Irland oder Süd-Libanon tun sich beı 
dem Anblick eines USK-ler unweigerlich 
auf. Der einzige Unterschied ist wohl nur 
noch der, das der USK-ler seine Mpı Marke 
UZI oder sein Sturmgewehr MI16 derzeit 
noch in der Waffenkammer lassen muß. 
Diese starke Männertruppe, ursprünglich 
zur “speziellen” Unterstützung von “norma- 
len” Polizeieinheiten vorgesehen, ähnlich 
der in den anderen alten Bundesländer exi- 


ET 
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1991 in Passau 
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stierenden Sonder-Einsatz-Kommandos 
(SEK), gehört in Bayern bei Aktionen und 
Demos von links zum Standard und wird 
von Jahr zu Jahr ausgebaut. So wurden die 
Naziaufmärsche in Wunsiedel 1990 und 
Bayreuth 1991 sehr salopp mit bürgernah 
aussehenden Beamten begleitet, die antifa- 
schistischen Gegendemonstrationen jedoch 
vom voll ausgerüsteten USK, im wahrsten 
Sinne des Wortes, in Schach gehalten. 
Auch ın Passau war dies wieder der Fall. 
Schon einige Kilometer vor Passau 
errichtete der USK Kontrollpunkte und 
stoppte alles, was nicht aus Bayern war. 
Aber nur Fahrzeuge, in denen sich mutmaß- 
lich “Linke” aufhielten, wurden aufgehal- 
ten. Alle anderen konnten unbehelligt wei- 
terfahren. So wurden zwei aus Berlin kom- 
mende Busse, in denen sich Personen des 
linken Spektrums befanden, eineinhalb 
Stunden festgehalten und gleichzeitig 
Busse, die eindeutig mit Rechtsradikalen 
gefüllt waren, zwar kurz gestoppt, aber 
sofort völlig unbehelligt von dannen gelas- 
sen. Kommentar des Polizei-Einsatzführers: 
“Wir sind nicht genug Leute und können 
uns deshalb nicht um alle kümmern.” Also 
kümmerte man sich vorzugsweise um die 


Linken. Und 
das äußerst 
penibel. Die 


Fahrzeuge 
wurden förm- 
lich auf den 
Kopf gestellt. 
Gleichzeitig 
wurden die 
Personalıen 
aller per Funk 
überprüft und 
registriert. In 
einem der bei- 
den Busse sau- 
ten die Unifor- 
mierten, im 
wahrsten Sinne 
des Wortes, 


herum (Müllbehälter wurden umgestoßen, 
durch den Bus geschossen usw.). Als der 
Bus-Fahrer sich beschwerte, bekam auch er 
eine patzige Antwort vom Einsatzführer: 
“Wir leben in einem Rechtsstaat, also kön- 
nen sie sich ja schriftlich bei dem bayri- 
schen Polizeipräsidium beschweren.” 
Damit war für ihn die Sache erledigt. Auf- 
forderungen, die Dienstnummer zu nennen, 
wurden sowieso ignoriert. 

Mit den Worten, daß man sich schon 
auf Passau freuen könne und auf das, was 
sie, die Beamten dort vorbereitet hätten, @ 
konnten die Busse dann also weiter. Und sie 
versprachen nicht zu viel. Die Polizei hatte 
in einem Umfang Kräfte aufgeboten, die in 
keinem wahren Verhältnis zur Realität stan- 
den. Die Einsatzkräfte, die fast völlig aus 
USK-Einheiten bestanden, waren im Ver- 
hältnis 1:1, teilweise sogar 2:1 gegenüber 
den linken Demonstranten. Eine Spontande- 
mo von ca. 150 Autonomen, die sich den 
ganzen Vormittag durch die Fußgänger- 
und Einkaufszone schlängelte, wurde von 
der Polizei völlig eingekesselt, sodaß die 
Demo eher einem Gefangenentransport 
glich. Auf einzelne Personen, die versuch- 
ten sich abzusetzen, veranstalteten einzelne 


Bayrisches USK im Einsatz 


telegraph 4 /92 


Trupps regelrechte Hetzjagden. In einem 
Fall wurde eine Person von zehn Polizisten 
gejagt. Nachdem sie ihn erwischten, schlu- 
gen sie ihn zu Boden und ein Beamter stell- 
te seinen Fuß in Siegerpose auf das Gesicht 
des am Boden liegenden. 

Auch für die zentrale antifaschistische 
Demo am Nachmittag bot die Polizei unver- 
haltnismäßig viele Einheiten auf. Die 
hauptsächlich von bürgerlichen und linksli- 
beralen Kräften, wie den Jusos, oder dem 
VVN getragene Demonstration von ca. 
10) 1500 Menschen wurde beidseitig von einem 
Polizei-Spalier begleitet. Es kam immer 
wieder zu Provokationen und zu kurzen 
Übergriffen gegen den autonomen Block. 
Zwischenzeitlich waren an einer Stelle 
gleichzeitig bis zu zehn Kamerateams der 
Polizei im Einsatz, so daß nun wohl von 
jedem Demoteilnehmer eine Porträt-Auf- 
nahme vorliegen dürfte. Die Teilnehmer der 
faschistischen DVU-Veranstaltung hinge- 
gen wurden mit äußerster Zuvorkommen- 
heit behandelt und völlig unbehelligt gelas- 
sen. Massiv abgeschirmt konnten sie ın der 
Nibelungenhalle ihre Nazishow abziehen. 
In den Abendstunden kam es wiederum zu 
Übergriffen des USK gegen Linke. So 
waren einige Steine, die auf ein mutmaßlı- 
ches Faschoauto geworfen wurden, Vor- 
wand genug, um in das Jugendhaus, ın dem 
sich eine Volksküche und Schlafunterkünf- 
te für auswärtige Demonstranten befanden, 
. ’einzudringen und eine Razzia durchzu- 
führen. Gegen 18.30 wurden etwa 20 Perso- 
nen, die auf ihre Busse warteten, in der Vor- 
halle des Bahnhofes festgesetzt und in einer 
erniedrigenden Weise durchsucht. Gleich- 
zeitig befand sich eine Person auf dem 
Bahnhofsgelände, die auf ihrem Rucksack 
eine Reichskriegsflagge genäht hatte. Die- 
ses Symbol, in Bayern offiziell verboten 
und unter Strafe gestellt, regte jedoch in kei- 
ner Weise die Gemüter der USK-ler. Im 
Gegenteil, als eine andere Person den ver- 
meintlichen Einsatzführer (er hatte als ein- 
ziger ein Sprechfunkgerät am Helm) darauf 
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hinwies, sagte dieser nur: “Ich sehe keine 
Reichskriegsflagge”. Als nächstes verleug- 
nete er sich. Auf die Frage, ob er der Ein- 
satzführer sei, verneinte er dies und behaup- 
tete, daß sich dieser vor der Nibelungenhal- 
le befände und man habe auch zur Zeit kei- 
nen Funkkontakt. Es erscheint ziemlich 
unglaublich, daß sich eine ganze Einheit 
USK ohne Einsatzführer und ohne Funkver- 
bindung durch die Gegend bewegt. Aber 
diese Beamten taten so, als wäre dies das 
Normalste von der Welt. Statt sich nun um 
das verbotene Symbol zu kümmern, wurde 
der vermeintliche Querulant in rüdester 
Weise gegen eine Wand mit Schließfächern 
gestellt und bis auf die Unterwäsche durch 
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sucht. Dies sind wahrscheinlich nur einige 
Beispiele des Vorgehens des USK gegen 
Links. Sie reihen sich ein in die Annalen der 
deutschen Polizei. Es ist ein erneuter 
Beweis, daß die BRD ein Gesinnungsstaat 
ist, daß die Herrschenden und ihre Exekuti- 
vorgane wie Justiz und Polizei im Zweifels- 
fall immer Faschisten schützen und repres- 
siv gegen links vorgehen. Besonders in 
Bayern wird das immer wieder sehr deut- 
lich. Und die Zukunft wird uns zeigen, daß 
es eher härter wird. Das neue ASOG-Gesetz 
(siehe dazu “telegraph” 3/92) spricht dabeı 
für sich und wird der Polizei Tür und Tor 
öffnen in Sachen Repression. 


Nachtrag: Nach Agenturmeldungen vom 
16.03.92, gingen im Vorfeld der DVU-Ver- 
anstaltungen, bei Krawallen in der Innen- 
stadt etliche Schaufensterscheiben zu 


Bruch. Es wurden mehrere Autos demoliert. 
Von der Polizei wurden insgesamt 83 Per- 
sonen vorläufig festgenommen. Gegen etwa 
“ein halbes Dutzend junger Leute” wurde 
ein Verfahren wegen Landfriedensbruch 
eingeleitet. 

Weiter heißt es in der Meldung, daß 
acht Bürger der CSFR, unter anderem drei 
Journalisten, die an den Protesten in Passau 
teilnehmen wollten, die Einreise in die BRD 
verwehrt wurde, weil sie Antifa-Symbole 
mit sich führten. Sie mußten sich einer Lei- 
besvisitation unterziehen, “die von den(® 
deutschen Beamten in “erniedrigender 
Weise” vorgenommen worden sei”. Darüber 
hinaus wurde ihnen in ihre Pässe der Ver- 
merk “unerwünscht” eingetragen. 

Balni Gelöllheimel 


Neofaschistischer Aufmarsch und linke 


Gegendemonstration in Leipzig 
Polizei geht mit Brutalität gegen linke Demonstranten vor 


Der Neofaschist und Führer der Nationalen 
Liste (NL) Hamburg, Christian Worch rief 
gemeinsam mit dem ehemaligen NPD- 
Führer von Thüringen, Thomas Dienel 
(“telegraph” berichtete in Nr.10/91) für 
den 21.03.91 zu einer “Anti-Drogen- 
Demo” auf. Inoffiziell hieß es unter den 
braunen Kameraden, dies wäre die “Ent- 
scheidungsschlacht”, bei der es darum 
ginge, ob die Stadt im “Chaos des linken 
Mobs” versinke. Man wolle Leipzig von 
den Linken säubern. Davon wußten die 
Leipziger Stadtherren offenbar nichts und 
so ließen sie die Demo zu. Ausgerechnet 
am Internationalen Tag gegen Rassendis- 
kriminierung, an dem der Direktor des 
Jüdischen Weltkongresses in der Stadt 
weilte. Auch der Kundgebungsort, das 
Gebäude des ehemaligen NS-Reichsge- 
richts auf dem Dimitroffplatz, sprach für 


sich. Mit “harten” Auflagen wollte man die 
Rechten im Zaume halten: keine Parolen, 
keine Transparente. Im übrigen war der 
Ordnungsdezernent der Meinung, daß Lei- 
pzig “eine offene Stadt” sei. Lokale linke 
Gruppen wollten dem nicht tatenlos zuse- 


hen und mobilisierten bundesweit zu einerdä 


Gegendemonstration. Großkampftag war 
angesagt für Leipzig und darum boten die 
“offenen” 

Stadtväter eine polizeiliche Streitmacht 
auf. Bundesgrenzschutz (BGS), Sonderein- 
satzkommandos (SEK), bayrische Unter- 
stützungssonderkommandos (USK), dazu 
Polizeikräfte aus Leipzig, Dresden und 
Halle. Offizielle Zahlen schwanken zwi- 
schen 900-1500 Polizisten, was wahr- 


_ scheinlich weit zu tief gegriffen ist. 


Der Tag begann mit einem Sprengsatz, der 
etwa gegen neun Uhr auf dem Gelände des 
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vorgesehenen Naziaufmarschs entdeckt 
und von Spezialkräften entschärft und 
geborgen wurde. 

Gegen 13.30 Uhr formierten sich etwa 
2000 linke Demonstranten unter dem 
Motto “Keine Überdosis Deutschland” in 
Connewitz Richtung Bayrıscher Platz. Bıs 
dahin verlief die stimmungsgeladene 
Demonstration friedlich. Der BGS lief im 
Spalier mit und die Sondereinheiten hinter- 
her. Als die Demo dann offiziell bendet 
war und sich aufzulösen begann, wurden 
Bun die USK- 
Beamten 
pflichtbewußt. 
Sıe versuchten, 
einige vermeint- 
liche Ver- 
mummte festzu- 
nehmen. Dabei 
gingen sie, 
äußerst intole- 
rant, gegen 
einen Infostand 
der “Aktion 
Toleranz” vor, 
an dem einige 
Demonstranten 
Schmalzstullen 
erstehen woll- 
ten.  “Polizei- 
knüppel”so die 


“Berliner Zei- 
| rung” vom 
23.03. “trafen 
die 56 jährige “ 
Gudrun Frost 
“auf dem 
Rücken und am 
Arm.” Nach 


ihren Aussagen 
suchte die Poli- 
zeı wohl einen 
Grund für ihren 
Übergriff. Ein 
junger Mann 
erhielt einen 
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Stockschlag in die Lunge, beim Zusam- 
mensacken weitere auf den Rücken und 
auf den Kopf. Eine bereits am Boden 
hockende Frau erhielt von mehreren Poli- 
zisten Schläge auf Kopf und Rücken. Es 
entwickelte sich eine zwanzigminütige 
Auseinandersetzung zwischen Polizei und 
Demonstranten. Die Polizei setzte dabei 
Wasserwerfer und Nebelgranaten ein. Die 
Demonstranten antworteten mit Steinen. 
Offizielle Zahlen sprechen von 17 leicht 
verletzten Polizisten und 67 festgenomme- 


nen Demonstranten. Über die Zahl der 
leıcht- und schwerverletzten Demonstran- 
ten wurde nıchts verlautbart. 

Gegen 17 Uhr erfolgte dann der rech- 
te Aufmarsch auf dem Dimitroffplatz. 
Schlappe 250 Personen trotzten dem 
schlechten Wetter und versammelten 
sıch, die Auflagen ignorierend, mit 
Reichskriegsflaggen unter perma- 
nenten Sıeg-Heil- und Ausländer- 
Raus- Gebrülle. Ein sinflutartiger 
Platzregen ließ sie jedoch erst einmal 
die Flucht ergreifen. Nur der Ham- 
burger Nazi Christian Worch demon- 
strierte “eiserne Härte” und stand 
mutterseelenallein 30 Minuten klıt- 
schnaß ım Regen und ähnelte eher 
einem begossenen Pudel als einem 
deutschen Führer. Im nachhinein 
absolvierte man im Schnelldurchlauf 
das Programm und zog unter dem 
Schutz der Polizei eher geknickt gen 
Hauptbahnhof. 

Erst im nachhinein meldete der 
Kreisverband Bündnis 90/Grüne 
schlechtes Gewissen an. “Wir haben 
den Tag einfach verpennt und sind 
erst wachgeworden, als die Rechten 
schon ihre Demo angemeldet hat- 
ten.” räumt Susanne Knoharfki- 
Huniat vom Vorstand gegenüber der 
Berliner “taz” ein. Auf die Anfrage 
der “taz” warum sie sich nicht an der . 
Demo beteiligt hätten, äußerte sie: 
“Wir haben zu wenig Leute.” Ein 
Polizeisprecher resümierte den Tag 
als erfolgreich. Kritik an der Art des 
Einsatzes wies er von sich. Man habe 
nach den Buchstaben des Gesetzes 
gehandelt und danach wäre Ver- 
mummung ein Straftatbestand, 
jedoch Ausländer Raus-Rufe nicht. 

Na bitte. Damit wäre ja der Recht- 
staatlichkeit wieder Geltung ver- 
schafft und die bayrischen USK- 
Mutanten haben wieder einen glor- 
reichen Sieg errungen. Fast wie 
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damals in Wackersdorf. Leipzig hat nun 
wieder Ruhe und kann sich weiter weltof- 
fen geben, 

Jolli Jumper 
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Forum zur Aufklärung und Erneuerung 


oder 
Die Gründung eines deutschen Vereins 


Schon lange wurde von der Notwendigkeit 
eines Tribunals geredet, das die letzten 
Jahrzehnte deutscher Geschichte beleuch- 
ten und bewerten soll. Dabei fielen vor der 
Öffentlichkeit starke Worte. Es schien, als 
hätten Schorlemmer und Genossen ein 
Gespür für das Defizit an Aufklärung und 


“Gerechtigkeit bekommen. Der Erwar- 


tungsdruck speziell in Ostdeutschland, 
Anklagen endlich öffentlich heraus schrei- 
en zu können, die nicht folgenlos verhal- 
len, eben Gehör finden, war entsprechend 
groß. Und was wurde daraus? In einer 
internen Sitzung Ende Februar bekam man 
Angst vor der eigenen Courage, der Berg 
kreißte und gebar: ein Forumchen. 

Darum, und nicht nur weil die Ideenträger 
hauptamtliche Politiker waren, beteiligten 
sich an der Gründungsversammlung am 
22. März in Leipzig viele nicht, die seit 
zwei Jahren in und mit verschiedenen 
Initiativen aktiv am Thema arbeiteten. Von 
den Parteien erhielten diese sowieso so gut 
wie keine Unterstützung. Manche, wie 
ASTA Berlin, wurden nun erst gar nicht 


@® eingeladen. Die Politprofis schienen 


immerhin ganz froh zu sein, daß sie nicht 
ganz unter sich geblieben waren und des- 
halb nicht wieder vertagen mußten. Aber 
selbstverständlich wollte man das Ritual 
bestimmen. Dazu hatten sie sich den erfah- 
renen Moderator der letzten Volkskammer 
und scharfen Kritiker von Veröffentlichun- 
gen über Stasiverstrickungen der Kirche, 
Höppner (SPD) zu Hilfe geholt. 

Eröffnungsreden wurden gehalten, ein 
Vorstand gewählt, die Satzung verabschie- 
det, Mitgliedsbeiträge festgelegt. Der 


telegraph 4 /92 


größte Teil der aus Ost und West Angerei- 
sten wollte mehr. Bis auf den Versamm- 
lungsleiter wußten sich alle gut zu beneh- 
men. Aber hat es etwas genutzt? 
Es war eine langweilige Veranstaltung. 
Aufregung kam nur einmal auf, als jemand 
Zweifel an der Existenz eines Rechtsstaa- 
tes in Deutschland äußerte. Höppner übte 
sich in Demokratie und fiel von oben herab 
ins Wort. Solche Äußerungen wären 
“schade um die vertane Zeit” (Beifall von 
Schorlemmer). Satzungsänderungsvor- 
schläge wurden abgelehnt oder noch fata- 
ler, durften erst gar nicht zur Diskussion 
gebracht werden. Die Zeit für eine inhaltlı- 
che Auseinandersetzung war ohnehin mehr 
als eingeschränkt, da es Wichtigeres gab. 
“Ich will es so sagen. Was bis 18.30 nicht 
raus ist, kommt nicht mehr in die 
Medien.” - so Höppner. 
Ein Mangel sicher nur für jene, die ihre 
unwichtigen Beiträge der erlauchten 
Runde nicht zu Gehör bringen konnten und 
denen die selbstgefällige Zusammenfas- 
sung des Herrn Ullmann über die einheitli- 
chen Schwerpunkte der für September 
geplanten Fachkonferenz und anschließen- 
de Foren nicht genügte. 
Bleibt die vage Hoffnung, daß das ganze 
keine parteipolitische Intrige ist, um die 
“Aufarbeitung” der DDR-Geschichte 
systemkompatibel abzuwickeln, daß sich 
Protagonisten nicht vor die Arbeit 
anderer stellen und damit auf Wählerfang 
gehen. 
Bleibt sie wirklich? 

Frank, Bernd, Tom 
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Die Stasi-Akten gehören uns 
Wir lassen uns unsere Vergangenheit nicht nehmen 


Die Schein-Diskussion der letzten Tage über 
den Umgang mit den Stasi-Akten bis hin zur 
Forderung, die Akten zu sperren, spiegelt 
Herrschafts- und Untertanenverhalten wieder, 
wie wir es aus der ehemaligen DDR kennen. 
Offensichtliches Ziel ist die Verhinderung 
einer konstruktiven Diskussion über die 
Geschichte der DDR, Entmündigung Betroffe- 
ner und Geschichtsklitterung aus machtpoliti- 
schen und finanziellen Gründen. Auffällig 
dabei ist die Koalition der Stasi-Generäle mit 
Politikern aus allen staatstragenden Parteien 
von PDS bis CDU. Wieder wird Friedhofsru- 
he und Vergangenheitsverdrängung in diesem 
deutschen Land angestrebt. Die Gewalt des 
Verschweigens legt den Keim für neue 
Gewalt. 

Von den 450.000 Menschen, die bisher einen 
Antrag auf Akteneinsicht gestellt haben, konn- 
ten erst ca. 100 ihre Akten lesen. Niemand ist 
berechtigt, diese Betroffenen erneut auszu- 
grenzen und über sie zu befinden, bis sie zu 
Objekten im “DDR-Müllhaufen” geworden 
sind. Sie haben das uneingeschränkte Recht 
auf ihre eigene Geschichte. 

Es geht nicht um Rache, wie man aus uns 
wohlbekannten Staatsräsoninteressen glauben 
machen will, sondern um die 
Aufdeckung der Strukturen 
eines repressiven Staates und 
die seiner Sicherheitsorgane. 
Die bisher einmalige Möglich- 
keit, daß sich das Volk an der 
Aufarbeitung seiner Geschich- 
te selbst beteiligen kann, erfor- 
dert eine klärende Offenlegung 
und unzensierte Öffentlichkeit. 
Sie darf von niemandem in 
Frage gestellt und verhindert 
werden. 

Wir fordern unverzüglich 
Bedingungen zu schaffen, die 
eine zügige Einsicht für betrof- 
fene Personen Gruppen und 
für Forschungszwecke in die 
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Stasiakten, die Archive der PDS, der Block- 
parteien, der Volkspolizei, der Nationalen 
Volksarmee und der Massenorganisationen 
ermöglichen. 

9. März 1992 

Umwelt-Bibliothek Berlin 
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Geschichten über Geschichten 


Da sind sie nun, die großen und kleinen Fer- 
kel, die Spitzel, die “Informationsfreudigen 
Mitbürger”. Langsam werden sıe zutage 
gefördert aus ihrer Aktengruft, in der man 
jetzt herumstöbern darf. Manche von ihnen 
verschwinden gleich wieder im Dunkeln; 
andere wiederum räkeln sich im Lichte der 
Öffentlichkeit und wissen dabei wundersame 
Dinge zu erzählen, von Hoffnung und Ver- 


9 zweiflung; von Liebe, Lust und Leid. 


Und die anderen? Sitzen da, mit 
gefletschten Zähnen, ihre Akten lesend. Und 
mit spitzen Fingern zeigen sie die Schnüffel- 
berichte und sagen: “Sieh an, der also auch!” 

“Himmelschreiendes Unrecht!” rufen 
die Arschlöcher und Schmutzfinken: “Ich 
habe niemanden geschadet”, “Ich weıß von 
nichts”. Dafür wissen andere Unglaubliches. 
In großen Lettern steht es in den bunten Zeı- 
tungen, die von weißbekleideten Verkäufern 
feilgeboten werden. Die Menschen, die sol- 
che Zeitungen machen, haben früher jenseits 
des antifaschistischen Schutzwalls gelebt. 
Deswegen sind sie unbelastet und in ihrem 
Urteil objektiv, während wir realsozialistisch 
verbogen sind und auch sonst nicht viel wis- 
sen. Doch man wird uns schon alles genau 
erklären, wie es damals war, als es noch eiser- 
ne Vorhänge gab. 

Früher war alles besser, besonders was 
® Sicherheiten betraf. Die größte Sicherheit, die 
wir hatten, war die Staatssicherheit. Die hat 
uns beschützt - vor uns selbst. Doch irgend- 
wann waren wir so sicher, daß wir uns gesagt 
haben: “Jetzt brauchen wir keine Staatssi- 
cherheit mehr.” Daraufhin wurde unter der 
Führung der Partei der Arbeiterklasse die 
Wende in der DDR eingeleitet. Nachdem das 
getan war, baute das Möbelkombinat plan- 
mäßig runde Tische, an denen die Vorhut der 
Arbeiterklasse und auch dıe Führer anderer 
Klassen und Schichten Platz nahmen und sich 
austauschten. Schon damals gab es ein 
Thema, das immer wieder die Gemüter 


telegraph 4 /92 


erhitzte, und sich auch heute einer großen 
Fan-Gemeinde erfreut: das MfS. Diese sagen- 
umwobene Einrichtung war sehr aufgeklärt, 
besonders über Dinge, die sie nichts angıng. 

So gab es zum Beispiel die Abteilung M, 
die Postkontrolle. Unter fachkundiger Anleiı- 
tung ihres Leiters, Generalmajor Strobel, 
wurden in einem, jedem Hauptpostamt ange- 
gliederten Raum, der sogenannten “Wasch- 
küche”, die Briefe besonders privilegierter 
Bürger geöffnet und noch einmal auf Ortho- 
graphie und Grammatik kontrolliert. 

Oder die Abteilung 26 des Generalma- 


. Jors Leben. Diese Abteilung war besonders 


an unseren Telefon- und persönlichen 
Gesprächen interessiert, die sich nun nieder- 
geschrieben in unseren Akten befinden. So 
können wir heute nachlesen, was wir vıiel- 
leicht schon an Wichtigem vergessen haben. 

Auch andere Abteilungen haben sıch 
sehr um unser Wohlbefinden bemüht. So sei 
das Untersuchungsorgan des MfS, Abt. IX, 
genannt, welches in seinen Untersuchungs- 
haftanstalten immer ein warmes Plätzchen für 
diejenigen bereit hielt, die dem MfS beson- 
ders am Herzen lagen. 


Gedanken zur Stasiaufarbeitung 


Man hat wenig gewußt, manches erlebt und 
einiges geahnt von den Machenschaften der 
Stası. Wir erfahren nun von den Ungeheuer- 
lichkeiten, die vom MfS geplant und auch 
durchgeführt wurden. Unter der Formel der 
Zersetzung wurden mißliebige Menschen 
kaputt gespielt; selbst vor Mordplänen 
schreckte die Abteilung XX/4 des General- 
leutnants Kienberg nicht zurück. Mit den 
Taten, die in den Maßnahmeplänen der Ope- 
rativen Vorgänge festgehalten sind, kommen 
nun auch die Täter ans Licht. 

Den namentlich bekannten rund 90 000 
hauptamtlichen Mitarbeitern stand ein 
geschätztes Heer von 500 000 IM zur Verfü- 
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gung. “IM” steht für “Inoffiziellen Mitarbei- 
ter”, (nicht wie einige Journalisten Glauben 
machen wollen, für “Informelle Mitarbei- 
ter”). Die IM, die überwiegend als Spitzel 
eingesetzt wurden, waren die personifizierten 
Werkzeuge der Stasi; die Ausführenden, 
angeleitet und gelenkt von ihren Führungsof- 
fiızieren. 

Seit die Akten einsehbar sind (die DDR- 
Untergrundprominenz durfte das bereits tun), 
ist es möglich, die Spitzel zu enttarnen. Doch 
was fangen wir nun an mit den “Kundschaf- 
tern für den Frieden”, ihren Vorgesetzten, 
dem Partei- und Staatsapparat, kurzum mit 
unserer ehemaligen Gesellschaft? 

Durch die Öffentlichkeit geistert ein 
Wort: die Vergangenheitsaufarbeitung. Die- 
ser Begriff ist entweder so inhaltsbeladen 
oder aber so inhaltsleer, daß niemand richtig 
sagen kann, was sich dahinter verbirgt. Also 
bleibt mir bloß der Versuch einer Interpretati- 
on und Standortbestimmung. 

Der Begriff “Aufarbeitung” 
stammt aus der Psychoanalyse. Da die Psyche 
immer etwas Individuelles darstellt, muß des- 
halb auch die “Aufarbeitung” des Erlebten 
individuell sein. Erst die Summe der Erkennt- 
nisse kann deshalb ein gesamtgesellschaftli- 
ches Resultat ergeben. 

Im Moment erleben wir allerdings den 
Versuch einer kollektiven Umerziehung, die 
keine Rücksicht nimmt auf die Befindlichkei- 
ten des Einzelnen, sondern die aus “soziali- 
stisch indokrinierten” Menschen “freie, mün- 
dige Bürger” formen will. Die sehr mündigen 
Altbundesbürger sind obendrein der Mei- 
nung, daß “Aufarbeitung” nur den Osten 
betrifft. Dazu kommt noch ein zweiter Irrtum 
(der allerdings durch den Gebrauch der 
Begriffe “Aufarbeitung” oder “Bewältigung” 
suggeriert wird): Viele gehen davon aus, daß 
“Aufarbeitung” (etwa im Sinne von “aufho- 
len”. “aufheben” etc.) ein zeitlich begrenzter 
Prozeß ist. Man beginnt damit, und irgend- 
wann ist alles “aufgearbeitet”. Daß das ein 
kolossaler Irrtum ist, liegt auf der Hand: beı 
der “Aufarbeitung” handelt es sich um einen 
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ständigen Prozeß, der erst mit dem Menschen 
selbst endet. Für diesen Vorgang gibt es nun 
ein Wort, das vielleicht angebrachter wäre: 
die “Rezeption”, also die Aufnahme und Ver- 
arbeitung von Geschehenem. 

Rezeption findet auf vielen Ebenen statt. 
Die wichtigste Ebene scheint mir die persön- 
liche Rezeption zu sein: der Mensch bildet 
sich seine Meinung zu allen möglichen Din- 
gen und manchmal hat das sogar Auswirkun- 
gen auf sein Handeln. Eine nächste Ebene 
besteht darin, daß einige Leute, die sich als 
Historiker verstehen, das von ihnen Rezipier- 
te als Geschichte verkaufen und damit wie- 
derum meinungsbildend sind. Auf einer drit- 
ten Ebene wird ein allgemein verbindlicher, 
gesellschaftlicher Verhaltenskodex, die soge- 
nannte Moral, gebildet, die ebenfalls Kriteri- 
um für Rezeption ist. Das Ergebnis 
der individuellen Rezeption ist ausschlagge- 
bend dafür, wie sich der Mensch in der 
Gesellschaft bewegt. Und genau darum geht 
es in der jetzigen Diskussion um Vergangen- 
heit und Gegenwart: Stasi, SED und was- 
weißichsonstnochalles sind sekundär, näm- 
lich Erscheinungsformen menschlichen Han- 
delns. Hauptergebnis der Debatte müßte also 
nicht die Verurteilung von Mauerschützen 
oder Potentaten der einstigen DDR sein, son- 
dern die Erkenntnis, daß menschliche Verhal- 
tensweisen hinterfragt werden könnten und 
daß die Menschen zum kritischen Handeln 
befähigt werden. 

Allerdings bin ich der Meinung, daß 01. 
ches ein frommer Wunsch ist, stellt doch kri- 
tisches Handeln sämtliche Machtstrukturen in 
Frage. 

Trotzdem wurde jetzt eine Institution 
geschaffen, die die Machtstrukturen der DDR 
und ihre Auswirkungen untersuchen soll: die 
Enquete-Kommission des Bundestages unter 
dem Vorsitz eines der frömmsten und 
geschätztesten Hirten, die man sich nur den- 
ken kann. Ich bezweifle, daß diese Kommis- 
sion zu mehr in der Lage sein wird, als die 
Wunden der Ossis zu belecken. Anderes dürf- 
te sie auch gar nicht, bestünde doch die 
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Gefahr, an den Grundfesten unserer FDGO 
zu rütteln. Angesichts der Tatsache, daß 
Enquete-Kommissionen des Bundestages bis 
jetzt nicht über den Schwatzbudencharakter 
hinaus kamen, können wir uns getrost wichti- 
geren Dingen zuwenden: nämlich wie wir mit 
unserer Vergangenheit, also quasi mit uns 
(und anderen) umgehen. Da eine Enquete- 
Kommission kein persönliches Gespräch 
ersetzen kann, müssen wir es also führen. Sol- 
ches passiert leider viel zu selten; wenn es 
allerdings stattfindet, dann in einer Art, die 
bis jetzt alle Befürchtungen von Lynchjustiz 
oder gar Bürgerkrieg ad absurdum führt. Mir 
ist kein Fall bekannt, wo jemand erhängt, 
erstochen, erwürgt, erschossen wurde (es sei 
denn, er tat's selbst), wo jemandem die 
Hände abgehackt oder gar die Ohren und 
Nase als offensichtlichste Werkzeuge der 
Schnüffelei abgeschnitten wurden. Selbst 
Beschimpfungen sind selten an der Tagesord- 
nung. Solche Befürchtungen sind denn auch 
vielmehr Ausdruck der Angst, die so man- 
chen Bösewicht beschleicht, gedenkt er seiner 
Taten. Nun ist es eine Binsenweisheit, daß 
man solche Angst nur dann abbauen kann, 
indem man sich ehrlich macht, mit den 
Betroffenen redet, sich erklärt. In den über- 
wiegenden Fällen ist es dann so, daß man 
auch akzeptiert wird. Solche Gespräche habe 
ich auch schon öfter erlebt (beispielsweise 
mußte ich mich selbst ehrlich machen); und 
es dominiert meistens die Fragestellung statt 
der Unterstellung, das Interesse statt der 
Ablehnung. Selbst wenn solche Gespräche im 
ersten Moment keinen sichtbaren Nutzen für 
die Beteiligten bringen, sind sie doch die Vor- 
aussetzung für das Miteinanderumgehen. Die 
Bereitschaft und der Wille dafür ist merkwür- 
digerweise beı den Opfern weitaus größer als 
bei den Tätern. Nur wenige Verantwortliche 
von gestern (und oft schon wieder von heute) 
suchen das Gespräch mit den Betroffenen. 
Die meisten fürchten es wie der Teufel das 
Weihwasser. Mit dem Hinweis, “die Zeiten 
sind nicht so”, wird nur allzuoft abgeblockt 
und weitergelogen. 
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Die Mächtigen von gestern begeben sıch 
denn auch in eine Allianz mit den Mächtigen 
von heute. Zwischen CDU und PDS existiert 
so etwas wie Haßliebe. Man ist sich einig, daß 
die Stasiarchive so schnell wie möglich 
geschlossen werden müßten (obwohl sıe noch 
gar nicht richtig geöffnet wurden, es gibt bıs 
jetzt etwa 200 Akteneinsichten), Gauck wird 
als Großinquisitor beschimpft. Quer durch die 
Politikerreihen (mit Ausnahme einiger Bür- 
gerrechtler) herrscht der Konsens, ein paar 
Bauernopfers zu bringen, aber ansonsten alles 
beim alten zu belassen. Auch die Medien 
spielen hervorragend die ihnen zugedachte 
Rolle: man outet ein paar IM und tischt einı- 
ge Skandale auf. Weil das Volk es so will. 
Die Machtmechanismen bleiben im Dunkeln, 
die geistigen Väter des perversen Unter- 
drückungsapparates Stası und ihre Auftragge- 
ber ebenfalls, soweit sie noch nicht mit der 
persilweißen Weste eines Verfassungs- 
schutzagenten, Abgeordneten oder 
Geschäftsführers wieder hoch zu Roß sitzen. 
Knowhow as business. 

Derweil reiben sich die westdeutschen 
Politiker und Schlapphüte die Hände; haben 
sie doch entdeckt, daß sie mit unserer 
Geschichte wunderbar ihre politischen Süpp- 
chen würzen können. So geriet denn auch die 
ganze sogenannte” “Geschichtsaufarbeitung” 
zur Farce, überließe man sie solchen Figuren. 

Deshalb ist die Bedeutung von unabhän- 
gigen Dokumentationszentren und Opferver- 
bänden nicht hoch genug einzuschätzen, kön- 
nen sie doch darauf einwirken, das ein gesell- 
schaftlicher Verständigungsprozeß entsteht. 
Heinrich Heine bemerkte treffend: “Der heu- 
tige Tag ist ein Resultat des gestrigen. Was 
dieser gewollt hat, müssen wir erforschen, 
wenn wir zu wissen wünschen, was jener 
will.” Wir dürfen uns also unsere Geschichte 
nicht nehmen lassen, sondern müssen sie viel- 
mehr bewußt verarbeiten und mit ihr leben. 

Troubadıx 


“Schafe im Wolfspelz” 


Zum zehnjährigen Bestehen 
des Anarchistischen Arbeitskreises Wolfspelz in Dresden 
Teil I 


Seit 1982 besteht in Dresden die Gruppe, die sich seit einigen Jahren “Anarchistischer 
Arbeitskreis Wolfspelz” nennt. Ein Teil des Kreises wird jetzt für einige Zeit eine Ökopro- 
jekt in der Dominikanischen Republik machen. Weil sie nicht mehr an Perspektiven ın 
Deutschland glauben und weil die Dresdener Nazis bei permanenten Überfällen auch vor 
dem Zusammenschlagen der Kinder der Wolfspelz-Leute nicht mehr zurückschrecken. Wir 
sprachen mit Johanna und Roman Kalex, die seit 1982 dabeiwaren, über Geschichte und 


Erfahrungen des Kreises. 


“telegraph”’: Wann fing es eigentlich mit 
Wolfspelz an? Ich habe gehört, daß das 
1982 war, mit dem Aufruf für einen 
Gedenktag an die Zerstörung Dresdens. 
Johanna: Nein, Wolfspelz gab es damals 
noch nicht, aber es begann schon 1981. Es 
gab eine Hıppieszene in Dresden, der ich 
mich zugehörig fühlte. Ein Freund war in 
Polen bei einer Wallfahrt der katholischen 
Kirche. In Krakau wurde auf dem Domplatz 
aus Kerzen ein riesengroßes Kreuz gebildet. 
Dazu gab es ein stilles Friedensgebet. Er 
war sehr beeindruckend, und wir haben dar- 
über geredet. Ich habe gedacht, daß wir so 
etwas auch einmal machen müssen, bin 
nach Hause gegangen, habe mich an die 
Schreibmaschine gesetzt und einen Aufruf 
geschrieben. Erst einmal mit zwei Durch- 
schlägen 12 Stück. Ich bin mit meinem 
Henkelkörbchen losgegangen und habe sie 
bis auf einen verteilt. Dann erst bin ich zu 
meinen Freunden gegangen und habe ihnen 
das Papier gezeigt. Die fanden es gut und 
meinten, wir müßten noch mehr Abzüge 
machen. Ich bin zurückgefahren und habe 
vier bis fünf Stunden später von jemandem 
schon einen Aufruf gekriegt, den ich nicht 
selbst abgeschrieben hatte. Dann haben wir 
alle wie dıe Weltmeister mit Zweifinger- 
suchsystem den Aufruf abgeschrieben. Eine 
Freundin arbeitete bei der “Sächsischen 
Zeitung” und hat auf der Druckmaschine 
heimlich 20.000 Stück gedruckt. 
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Roman: Dann war da noch ein Rotbart aus 
Westberlin. Der hatte versprochen, ein paar 
Abzüge zu machen und kam über den 
Check Point mit ein paar tausend Stück. Die 
Flugblätter wurden überal| verteilt. Ich erin- 
nere mich, daß ich auch welche aus dem 
Zug geworfen habe. Es ist sehr breit verteilt 
worden und war vor allem in der damaligen 
Hippieszene in der ganzen DDR im 
Gespräch. Es gab eigentlich niemanden, der v 
nicht davon wußte. Alle fanden den Aufruf 
gut, und sehr bald interessierte sich die 
Staatssicherheit dafür. 

Johanna: Es gab Verhöre für mich, denn 
ich hatte die Flugblätter auf dem Bauern- 
markt verteilt. Ich hatte einen knallbunten 
Rock an, eine weiße Bluse, tausend Ketten, 
Stirnband; im Henkelkörbchen hatte ich die 
Flugis. Ich bin dort herumgerannt wie ein 
Pfingstochse, habe die Flugblätter verteilt 
und habe mich von allen Seiten fotografie- 
ren lassen. Da gab es ein Foto, auf dem ich 
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einen bärtigen Biertrinker im Arm hatte und 
auf der anderen Seite das Flugblatt. 

Ich wurde erst einmal als Verteiler der 
Flugblätter vorgeladen und verhört. Aber 
dıe Szene hat da ziemlich gut funktioniert. 
Wir haben ausgemacht, daß wir eine Perso- 
nenbeschreibung von einem Menschen 
geben, der uns das Flugblatt gegeben hat. 
Wir haben einen Typen um die Zwanzig mit 
langen blonden Haaren und Studentenkutte 
erfunden. Bei einer solchen Beschreibung 
kamen zwölf auf ein Dutzend. Die Stasi hat 
mir hunderte Fotos vorgelegt, die ich zum 
Teil aus der Tramp-Szene kannte, zum auch 
Teil nicht. Ich habe den natürlich nie identi- 
fizieren können. 

Die Sache wurde für mich dann lang- 
sam ziemlich heiß. Ich wurde von Leuten 
unter Druck gesetzt, irgendwelche Mord- 
drohungen kamen. Während einer Disco 
kam jemand auf mich zu und sagte, er hätte 
den Auftrag, mich umzubringen. Ich weiß 
nicht, wer er war, ober tatsächlich zur Stasi 
gehörte oder irgendein Sadist war. Dieser 
Tag, der 21. Oktober 1981, war mein 
Unglückstag. Ich habe mich dann von 
Freunden zur Straßenbahn begleiten lassen, 
weil mir das ein bißchen unheimlich vor- 
kam. Ich bin nach Hause gefahren und die 
Bertelstraße heruntergegangen. Plötzlich 
gab es zwei Einschläge neben mir an einem 
Auto. Ich habe mich umgesehen und da saß 
in einem erleuchteten Fenster jemiand mit 


@iner Knarre. Ich bin weggerannt. Dann hat 


'mich beinahe noch ein Auto überfahren. 


Das kann aber an meiner Hektik gelegen 
haben. Ich bin völlig in Panik verfallen. 
Ein paar Tage später kam dieser Typ, 
der gedroht hatte, mich zu ermorden, auch 
wieder auf dieser Bertelsstraße an. Er hat 
gesagt, ich soll auf sein Motorrad aufstei- 
gen. Ich bin aufgestiegen, warum weiß ich 
nicht, vielleicht aus Neugier. Er fuhr in die 
Südstadt in eine Laubenkolonie. In einer 
Holzlaube hat er ein Brett auf dem Boden 
hochgehoben und mich in den Keller 
geschoben. Dort standen Kisten. Er begann 
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plötzlich herumzuheulen. Die DDR würde 
Rauschgift in den Westen schmuggeln, in 
den Kisten sei Opium. Weil ich das jetzt 
wüßte, würde er mich und sich umbringen. 
Er hat die Leiter nach oben geschoben, 
damit ich nicht mehr nach oben kann. 
Danach hat er mich vergewaltigt und mich 
völlig zusammengeschlagen. Ich habe mich 
nicht gewehrt, sondern nur herumgeheult. 
Dann fing er an, sich aufhängen zu wollen, 
dann lachte er plötzlich hysterisch, hat die 
Leiter wieder heruntergeholt und hat mich 
dort liegen lassen. 

Ich habe ıhn später mal mit einem 
Bekannten zusammen gesehen und der 
sagte mir, er wäre Fallschirmjäger und 
hieße Ingo Behrends. 

Ich habe mich dann in so eine Stasihy- 

sterie hineingesteigert, bin nur noch in 
gebückter Haltung unter dem Fenster ent- 
lang gekrochen und habe meine Eltern und 
meine Freunde verrückt gemacht. 
‘“telegraph”: Und in dieser Situation bist 
du dann bei der Kirche gelandet. 
Johanna: Ich hatte mal wieder eine Vorla- 
dung zur Stasi. Da meinte ein Freund, der 
Ekkiı Möller, ich soll mit ihm zum Landes- 
jugendpfarrer gehen, weil es so nicht wei- 
tergeht. Ich habe Brettschneider alles 
erzählt. Er ıst aus allen Wolken gefallen und 
hat eine Reihe von Leuten per Telefon und 
Auto herangeholt. Pfarrer Altus war dabei, 
der Superintendent Ziemer und Kirchenprä- 
sıdent Domsch. Ich mußte alles noch einmal 
erzählen, und sie sagten, daß sie sehr stolz 
auf mich sind und mir jetzt unbedingt helfen 
wollten. Ich weiß nicht, ob schon an diesem 
Abend verhandelt wurde, wie man mich aus 
der Affäre zieht. Auf jeden Fall haben sie 
Verhandlungen mit dem Staatssekretär für 
Kirchenfragen, Gysi, und mit dem Bezirks- 
parteichef Modrow geführt. Sie verhandel- 
ten dann mit meinen Eltern über meinen 
Kopf hinweg. 

Es gab wieder Stasiverhöre und ich 
habe mich dazu bekannt, das Flugblatt ver- 
faßt zu haben. Das war mir empfohlen wor- 
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den. Ich habe natürlich trotzdem versucht, 
alles abzuwiegeln und die Anzahl der Flug- 
blätter herabgedrückt. Als ich nicht da war, 
fand eine Haussuchung bei meinen Eltern 
statt. Es war total hektisch, weil dann meine 
Eltern durchgedreht sind. Es gab immer 
wıeder Verhöre. 

Irgendjemand hatte ausgerechnet, daß 
das für 11 Jahre Knast reicht. Entweder 
waren die Kirchenoberen selbst in Hektik, 
oder sie haben es geschafft, mich weiter in 
Hektik hineinzutreiben. Ich sollte mich ver- 
stecken, bin mit Kirchenautos zur Arbeit 
gefahren und wieder abgeholt worden, 
damit ich nicht auf der Straße herumlaufe. 
Zwischendurch habe ich während eines 
Verhörs unterzeichnet, daß ich jetzt den $ 
48 (Gaststättenverbot und Arbeitsplatzbin- 
dung) habe, nicht aus dem Bezirk Dresden 
heraus darf und mich beim Abschnittsbe- 
vollmächtigten der Polizei regelmäßig mel- 
den muß. Das war eigentlich rechtlich gar 
nicht möglich. Den $ 48 hätte man mir erst 
im Gefolge einer Gerichtsverhandlung 
geben können. Es ist aber trotzdem prakti- 
ziert worden. Als ich zwischendurch eine 
Woche in Berlin war, haben sie mich erwi- 
scht und mit einem Bullenauto nach Dres- 
den gefahren, nachdem ich in einem 
Weißenseer Polizeirevier ziemlich schlimm 
behandelt worden war. 

“telegraph’”: Du warst offenbar für beide 
Seiten zum Symbol geworden. 

Johanna: Ich hätte nie gedacht, daß das 
Flugblatt solche Reaktionen auslöst. Ich 
nahm an, daß vielleicht 200 Leute kommen 
und danach Ruhe ist. Ich war völlig über- 
fordert. Die Sache hatte nichts mit Mut zu 
tun. Ich bin da hineingerutscht, ohne die 
Folgen abschätzen zu können. 
“telegraph”: Wie lief dann die Vorberei- 
tung für den 13. Februar 1982? 

Johanna: Irgendwann hatten sich die Kir- 
chenoberen mit Gysi und Modrow darauf 
geeinigt, daß mir dann nichts passiert, wenn 
die Kirche für die Veranstaltung verant- 
wortlich zeichnet, das ganze in der Kreuz- 
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kirche stattfindet statt vor der Frauenkirche 
und nichts passiert. 

Dann herrschte endlich Ruhe, es gab 
keine Verhöre mehr. Die Vorbereitungs- 
gruppe bestand zu 90% aus Pfarrern und 
sonstigen Kirchenvertretern, von uns 
Jugendlichen waren nur vier da, Schenki, 
Öli, Ekki und ich. Wir Jugendlichen durften 
nur einen winzigen Teil der Veranstaltung 
gestalten, es wurden Maßgaben gesetzt, in 
denen wir uns zu bewegen hatten. Ich hatte 
einen großen Zettel mit einer Uhr in der 
Hand und mußte sagen: “Es ist fünf vor 
zwölf!” 0 
Roman: In irgendwelchen mystischen Bil- 
dern seid ihr herumgesprungen und konntet 
je zwei oder drei Sätze sagen. Brettschnei- 
der-Verschnitt eben, so ein kultisches Ding. 
Johanna: Nach meinem Flugblatt sollten 
sich alle 10 vor zehn vor der Frauenkirche 
treffen, und 10 vor zehn fing die Veranstal- 
tung in der Kreuzkirche an. Brettschneider 
hatte mich gebeten, die Leute aufzufordern, 
nicht zur Frauenkirche zu gehen. Eine ganze 
Menge gingen zur Tür, als es zu läuten 
begann, und ich habe irgend etwas gesagt: 
Sıe sollen da bleiben, es wäre zu gefährlich. 
Ich habe an diesem Tag auch zum einzigen 
Mal in meinem Leben gebetet. Ich hatte 
fürchterliche Angst. Niemand hatte das 
natürlich kapiert, ein viertel der Leute rann- 
te trotzdem hinaus. 

“telegraph”: Könntet Ihr schildern, was 
außerhalb der Kreuzkirche an diesem By 
Februar los war? \ 
Johanna: Sämtliche Autobahnen und 
Bahnhöfe wurden im Vorfeld dicht 
gemacht. Viele Leute, die von außerhalb 
kamen, wurden abgefangen. Trotzdem 
waren ın der Kreuzkirche nach vorsichtigen 
Schätzungen der Pfarrer 8.000 Besucher. 


Sie war völlig überfüllt. Nach Meldungen 


der Westmedien waren an der Frauenkirche 
12.000 Leute und viele liefen auch in der 
Stadt herum. Nicht zu reden von denen, die 
abgefangen wurden. 


“telegraph”’: Das waren alles Jugendliche, 
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Leute aus der Hippie-Szene? 

Johanna: Nein, das war völlig gemischt. Es 
waren zum einen Leute bis 30 und dann 
wieder Leute ab 60 Jahren. Soweit ich das 
mitgekriegt habe, lief das alles sehr friedlich 
ab. Die Bullen haben sich völlig im Hinter- 
grund gehalten und es kam zu keiner Ver- 
haftung, wenigstens ist nichts bekannt 


Kö.) geworden.* 


Roman: An der Frauenkirche war eine 
wahnsinnig gute Situation. Die Leute waren 
total still und vom Thema berührt. Das war 
das Wichtige, daß die Sache ein Stück 
Opposition war, aber das Thema nicht weg- 
gerückt war. Es ging bestimmt über einein- 
halb Stunden. Wir haben dagestanden, 
geschwiegen, Peacer-Lieder gesungen, uns 
ein bißchen unterhalten. Natürlich rannten 
irgendwelche Spitzmützen durch die 
Gegend und guckten sich jeden an, aber das 
hat niemanden interessiert. Viele Leute hat- 
ten Blumen mitgebracht. Alles stand voller 


telegraph 4 /92 


Blumen und Kerzen. Leute hatten Plakate 
und Kreuze gemacht, die sie dort abstellten. 
Auf einem Plakat stand beispielsweise 
“35.000 Tote. Warum? Wofür?”. Es waren 
alte Leute da, die die Zerstörung Dresdens 
erlebt hatten, eine sehr starke emotionale 
Bindung an diesen Tag hatten und davon 
erzählten. 

“telegraph”: Ihr habt ja offenbar mit die- 
sem Flugblatt einen wichtigen Punkt getrof- 
fen. Warum kamen so viele Leute? 
Johanna: Es gab schon immer in Dresden 
kleinere Gottesdienste zum Gedenken an 
die Zerstörung der Stadt, und die Glocken 
läuteten seit Jahren um zehn vor zehn, dem 
Zeitpunkt, als der Luftangriff begann. 

Auf dem Flugblatt stand, daß es um 
eine Aktion gegen Aufrüstung geht. Die 
Leute sollten sich an der Frauenkirche tref- 
fen, auf die Ruine Kerzen stellen, das Lied 
“We shall overcome” singen und dann 
gehen. Es stand auch auf dem Flugblatt, daß 
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es eine Aktion außerhalb von Kirche und 
Staat ist, weil man auch für den Frieden sein 
kann, wenn man weder sozialistisch noch 
christlich ist. Ich nehme an, daß es eine 
Menge Leute gab, die für Frieden waren, 
ohne sich mit Kirche oder Staat zu ıidentifi- 
zieren. Das muß der Punkt gewesen sein, 
den ich mehr oder weniger zufällig getrof- 
fen habe 

Roman: Ich denke, bisher kam zu kurz, wie 
Leute sich dort eingesetzt haben, und anfın- 
gen, etwas zu organisieren, selbst Flugis zu 
machen. Irgendwie haben alle an diesem 
Datum gehangen und waren völlig auf diese 
Geschichte fixiert. Dieses Datum hatte für 
uns etwas Epochemachendes. Die Zeit war 
eingeteilt in vor und nach dem 13. Februar 
1982. 

Johanna: Silvester 1981 war ich in einem 
Dorf in der Nähe von Cottbus. Die Dorfju- 
gendlichen haben dort mit Freunden gefei- 
ert. Als es 12 Uhr war, haben wir flennend 
draußen gestanden und haben vom 13. 
Februar geredet, als wenn sich da etwas völ- 
lig ändert, als wenn da eine Revolution los- 
geht. Wir hatten Angst und Vorfreude. 
Roman: Es hat sich an diesem Tag etwas 
Gewaltiges geändert. Bis zu dieser Zeit war 
das Thema Frieden Kirchensache. Der 
Bischof mußte sich in der brechend vollen 
Kreuzkirche während des Friedensforums 
einiges gefallen lassen. Vorne saßen Hem- 
pel, Garstecki und Brettschneider, die sich 
sozusagen dem Friedenswillen der Jugend 
stellten. Irgendwer hatte die Frage vorge- 
bracht, wie das mit der Totalverweigerung 
und dem Knast ist. Da sagte doch Hempel: 
“Das dürfen Sie nicht so verbissen neh- 
men!” Mit einem Schlag kippte die Stim- 
mung in der Kirche total. Ein Typ, Klärchen 
aus Chemnitz, lehnte sich in der zweiten 
Empore über die Brüstung und führte quer 
durch die ganze Kirche hindurch einen Dis- 
put mit dem Bischof. 

“telegraph”: Damals hieß Chemnitz noch 
Karl-Marx-Stadt 

Roman: Naja, damals war es für mich 
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Chemnitz, vielleicht heißt es jetzt Karl- 
Marx-Stadt. Ich kann solche Namen nie 
ertragen. 

Eine Generation fing an, ihre eigenen 
Schritte zu gehen. Das entstand auch zeit- 
lich parallel in anderen Städten, z.B. in Jena. 
Da ist jemand plötzlich aufgestanden und 
hat etwas gemacht, egal wie es aussieht. 

Die Friedenswerkstatt in Berlin hatte in 
der Kirche noch einen geschützten Raum, 
was bei der Jenenser Friedensgemeinschaft 
gar nicht der Fall war. Es gab ja auch in 
Dresden in der Jungen Gemeinde von Won- 
neberger den Kreis, der sich mit der Ausar- 
beitung eines Entwurfs für einen Sozialen 
Friedensdienst beschäftigte. Womit diese 
Kirchenleute gar nicht zurecht kamen, war 
die Tatsache, daß da einfach etwas wild ent- 
steht und eigentlich keinen Führer hat. 
“telegraph”: Wie ging es nach dem 13. 
Februar weiter? 

Johanna: Der Landesjugendpfarrer Brett- 
schneider kam mit dem Angebot, wir könn- 
ten in einem kirchlichen Friedenskreis mit- 
machen. Wir vier, Schenki, Öli, Ekki, ich 
und Roman, den ich inzwischen kennenge- 
lernt hatte, gingen hin. Es war ein Kreis von 
etwa zehn Leuten, Pfarrer, Diakone und 
zwei aus dem Sühnezeichen-Spektrum. 
Trotzdem haben wir uns parallel noch 
mit unseren Leuten in Cafes und auf der 
Straße getroffen. Wir nannten das damals 


noch nicht Wolfspelz. Wir sagten einfach: 
“Wir machen Kreis.” 


0 


Roman: Ungefähr 120 Leute trafen sich j 


ständig bei Feten, in der Mokkastube und 
sonstwo. Darunter etwa 10 Leute, die nach 
dem 13. Februar anfıngen, eine richtige 
Friedensarbeit aufzubauen. Diese 10 gingen 
dann auch zum Friedenskreis von Pfarrer 
Wonneberger in der Weinbergsgemeinde, 
um Verbindung mit anderen Leuten zu hal- 
ten. 

Die nächste Orientierung nach dem 13. 
Februar war der 1. Mai. Wir waren der Mei- 
nung, daß wir sofort etwas nachsetzen müß- 
ten. Die Stasi hatte alle Blumen und Kerzen 
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um die Frauenkirche abgeräumt. Wir brach- 
ten regelmäßig neue Blumen und Kerzen, 
doch die Stasi räumte sie immer wieder 
weg. Unsere Idee war, am 1. Mai einen 
eigenen Block in der offiziellen Demonstra- 
tion zu bilden. Wir wollten uns mit weißen 
Hemden und Stirnbändern als die Hippies 
von Dresden präsentieren und als verbin- 
dendes Zeichen zum 13. Februar unsere 
Blumen an der Trümmerfrau ablegen, ein 
Denkmal für die Trümmerfrauen, die Dres- 
den wieder aufgebaut haben. 

Die Stasi begann im April, sehr scharf 
die Vorbereitungen zu diesem 1. Mai zu 
unterbinden. Nicht nur die Leute, die die 
Vorbereitungsarbeit gemacht haben, sind 
massiv bedrängt worden, sondern auch die 
Sympathisanten. Es wurde auffällig bespit- 
zelt, verhört. Bei den meisten hatten sich 
irgendwelche Dummlinge an die Fersen 
geheftet, die sicher nie einen Bericht 
geschrieben haben, sondern nur präsent 
waren, um gesehen zu werden. 

Johanna: Einmal haben sogar zwei bei uns 
geklingelt und haben uns mitgeteilt, daß sıe 
die sind, die uns heute bewachen. Als wir 
losgingen, liefen sie uns hinterher. An die- 
sem Tag, weiß ich noch, trafen wir uns mit 
Freunden und jeder hatte irgendjemand 
dran. 

‘telegraph”: Was geschah am 1. Mai? 
Johanna: Unsere Demo am 1. Mai wurde 
verhindert. Wir sind zwei Tage vorher fest- 
genommen und ziemlich bekniet worden. 
Einer von uns, der psychisch ziemlich labil 
war, wurde so unter Druck gesetzt, daß er 
am Zwinger, wo wir uns treffen wollten, 
herumrannte und alle Leute wıeder wegge- 
schickt hat. 

Roman: Für die Mehrheit der Leute war 
das nicht erträglich. Durch dieses massive 
Agıeren der Staatssicherheit kam es für die 
Leute zu einer Bekenntnissituation. Sie 
waren gefragt, ob sie etwas tun wollen oder 
nicht. Daran ist letztendlich diese Hippies- 
zene in ihrer ungestörten Destruktivität 
kaputtgegangen. Im Laufe des Sommers 
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waren es dann nur noch 60 Leute, die sich 
einmal in der Woche im Großen Garten auf 
der Wiese trafen. Wir fingen an, den 
Großen Garten aufzuräumen, irgendwel- 
chen alten Leuten zu helfen, die krank 
waren. Wir haben Aktionen gegen Kriegs- 
spielzeuge gemacht. Wir sind ın Geschäfte 
gegangen und haben Diskussionen angezet- 
telt. 

Johanna: Mehrere gehen in das Geschäft 
und tun so, als ob sie sich nicht kennen. Der 
eine kauft Kriegsspielzeug, der andere 
spricht ihn darauf an. Das haben wir 
gemacht, bis der ganze Laden diskutiert hat, 
dann haben wir uns verdrückt und uns 
gefreut. 

Roman: Dann haben wir auch einmal einen 
Laden von Kriegsspielzeugen leergekauft 
und das Zeug auf der Prager Straße in einem 
wüsten Happening zertrampelt. Es war 
wunderschön. 

Der Kreis ist dann von diesen 60 Leu- 
ten heruntergeschrumpft. Es gab immer 
noch diese Nachstellerei, und die seelische 
Verbundenheit hatte einen gewissen Knacks 
gekriegt. Weil Aktivitäten und Bekenntnis 
gefordert waren, gab es Schwierigkeiten 
miteinander. Letztendlich sind wieder etwa 
zehn Leute zurückgeblieben, dıe hauptsäch- 
lich mit der Kirche zusammenarbeiteten, die 
Friedensdekade vorbereiteten und an so 
einer blöden Fotoserie mitarbeiteten. Wir 
haben Altenhilfe und solche Sachen 
gemacht. Das war ja das damalige Ver- 
ständnis mit “vertrauensbildenden Maßnah- 
men”. Aber diese Dinge gefielen uns nicht 
mehr so sehr. 

Johanna: Es gab immer mal Aktionen, mit 
denen wir versuchten, wieder etwas Unab- 
hängiges zu machen. Z.B. auch eine Grafit- 
tı-Aktion, die wahrscheinlich sogar von der 
Stasi eingerührt wurde, um uns zu kriegen. 
Wir wollten ein Riesen-Graffitti an einer 
Mauer am Postamt machen. Wir hatten uns 
Autospray besorgt. Es war ganz intern und 
nur sehr wenige Leute machten mit. Als wir 
ankamen, stand am Treffpunkt alles voll 
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Dixielandfestival in Dresden 


Stasi-Leute. Soweit ich weiß, haben sie nie- 
manden hochgezogen, aber wir sind völlig 
panisch auseinandergestürzt. 

Man muß aus der heutigen Sicht sagen, 
daß wir in der Kirche einfach abgewürgt 
wurden. Wir haben uns wochenlang damit 
beschäftigt, ein Arbeitspapier für die Frie- 
densdekade. vorzubereiten und in dem offi- 
ziellen Arbeitspapier stand nicht ein Detail 
von unseren Ideen drin. Sie haben uns 
beschäftigt und dann noch alles wegzen- 
siert. Das hat uns zunehmend frustriert. 
Dann kam der nächste 13. Februar. Ich durf- 
te an der Vorbereitung nicht teilnehmen, 
weil ich schwanger war. Unsere Einwände 
zu den Vorbereitungen waren, daß die mei- 
sten Dresdner keine Christen sind und der 
Tag deshalb nicht rein christlich begangen 
werden kann. Das wurde mit dem Hinweis 
abgewürgt, daß diesmal der Staat auch eine 
Veranstaltung durchführt. Die Nichtchristen 
könnten ja dorthin gehen. Die Veranstaltung 
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ging dann wieder total ins kirchliche: “Der 
Frieden und der liebe Gott”. 

Roman: Wir haben diese Kirchenteile 
gemacht und nebenbei ein paar kleine 
Aktiönchen vorbereitet, aber das war weder 
Fisch noch Fleisch. Gleichzeitig haben wir 
zwei eine Wohnung ausgebaut und sind 
dann 1984 dort eingezogen. 

“telegraph”: Hattet Ihr geheiratet? 

Roman: Das war schon 1982. Unsere 
Hochzeit war auch eine politische Veran- 
staltung, bei der gespitzelt wurde. Es waren 
eben 300 Leute da. Uns wurde die Fete von 
der Stasi verboten. Es war sozusagen eine 
Friedenskundgebung. 

Johanna: Wir haben die Traurede zusam- 
men mit Brettschneider ausgearbeitet. Es 
war ein Plädoyer für Totalverweigerung 
und Friedensarbeit. Ich habe da zum ersten 
Mal erlebt, daß die Leute in der Kirche klat- 
schen. Aber Brettschneider vertrug das. 
Obwohl er einerseits uns ständig bremste, 
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wenn wir politisch offensiv werden wollten, 
hat er uns doch total gut verstanden. Bei 
dieser Hochzeit hat er mitgespielt. Das war 
ein Hippie-Treffen aus der ganzen DDR. 
Mich hat jemand zu meiner eigenen Hoch- 
zeit eingeladen, er wußte nicht, daß ich das 
bin. 

Roman: 1984 haben wir dann, in der ersten 
Woche, in der wir die Wohnung hatten, den 
Kreis in unsere Wohnung geholt. Für uns ın 
Dresden war immer das Dixieland-Festival 
eine wichtige Sache. Es war zwar vom Staat 
organisiert, es traf sich aber die Hippiesze- 
ne der ganzen DDR. Das wichtigste war, 
sich nach den Karten anzustellen. Das dau- 
erte immer länger. 1984 haben wir eine 
ganze Woche angestanden, einfach weil es 
Spaß machte, dort zu kampieren, zu musi- 
zieren, zu betteln. Es war einfach eine bunte 
Garde, die in der Stadt herumhauste. 
Johanna: Es ging nicht darum, sıch anzu- 
stellen. Die anderen haben sich einen Tag 
angestellt und sind danach gegangen. Es 
ging einfach darum, mitten in der Stadt ein 
Zigeunerlager zu haben, zu diskutieren, zu 
quatschen und Musik zu machen. 

Das war jedes Jahr. Aber im September 
1984 haben wir parallel dazu mit dem Pfar- 
rer Deckert eine Werkstatt gemacht. Diesen 
armen Pfarrer, der ganz neu ın Dresden war, 
haben wir ein bißchen übers Ohr gehauen. 
Ich habe mit ihm die Kirche begutachtet 
und die Architektur gelobt. Als er anfing, 


® Panik zu bekommen, weil er vermutlich von 


der Stasi unter Druck gesetzt wurde, haben 
wir ihn einfach zur Seite gestellt und unser 
Ding gemacht. Er konnte einem wirklich 
etwas leid tun. Er hat dann immer versucht 
zu bremsen, und gesagt, daß nicht genügend 
Parkplätze für die Kirchenbesucher da 
wären. 

Roman: Das Thema war “Hoffnunglos, 
verantwortungsbewußt”. Das war diese no- 
future-Situation nach der Nachrüstung. Wir 
hatten die Orientierung gesetzt, daß auch in 
einer hoffungslosen Situation die Verant- 
wortung wahrgenommen werden muß. Die 


telegraph 4 /92 


Hauptarbeit war eine Ausstellung, etwa 20 
Tafeln, zur Militarisierung der Gesellschaft. 
Die wollte man uns wegzensieren, aber 
Johanna hat sie dann wieder aufgehängt, 
nachdem sie der Bischof abgehängt hatte. 
Johanna: Wir hatten einen riesigen Regen- 
bogen, der etwa 10 Meter lang war, lauter 
aneindergenähte Mullbahnen und darauf ein 
“Schwerter zu Pflugscharen”-Männel. Das 
haben ein paar Bergsteiger oben im Gebälk 
der Kirche über den Altar befestigt. Als der 
Kirchenvorstand meckerte, wir sollten 
unbedingt den Regenbogen abmachen, 
haben wir gesagt, sıe sollen das selbst tun. 
Sie haben sich nicht getraut, es war zu hoch. 
Dadurch hing der Regenbogen dort noch 
wochenlang beim Gottesdienst. 

Ich habe bei dieser ersten Werkstatt 

gelernt, aufrecht zu sein, und irgendwelche 
Stolpersteine, die in den Weg gelegt wer- 
den, nicht zu beachten, sondern einfach zu 
machen. Da wirst du natürlich schief ange- 
guckt. Das war auch der Punkt, daß ein 
Großteil der Dresdner Pfarrer Panik bekam, 
wenn ich auftauchte und eine Aktıon 
machen wollte. Es gab nur noch sehr wenı- 
ge Pfarrer, die mit uns zusammenarbeiteten. 
Sie hatten Angst, daß wir uns wieder über 
die Maßgaben hinwegsetzen. 
Roman: Die Werkstatt verlief übrigens völ- 
lıg harmonisch, wir hatten nur 600 Bock- 
würste übrig. Das kann schon mal passie- 
ren. Es gab bei uns wochenlang Bockwür- 
ste. 

Nach der Werkstatt haben wir uns in 
der schon lange existierenden AG Frieden 
eingeklinkt, wo die Leute total über uns ent- 
setzt waren. Das war so ein Kontaktkreis, 
der sich etwa alle dreiviertel Jahre über 
schwerwiegende Dinge unterhielt und 
irgendwelche Veranstaltungen vorbereitete. 
Die hatten sich beschwert, daß wir eine 
Werkstatt ohne die Friedenskreise von 
Dresden machen. Es gab diese ja kirchli- 
chen Friedenskreise, aber bei keiner Aktion, 
dıe wir später durchführten, war einer von 
denen dabei. Wir setzten uns über das Quo- 
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tensystem ın der AG Frieden hinweg und 
kamen en bloc herein. Dann malte sich 
ımmer Entsetzen in ihre Gesichter, weil es 
jetzt wieder Ärger gab. 

Johanna: Wir bildeten einen Haufen Unter- 
gruppen mit irgendwelchen Namen, damit 
möglichst viele Leute von uns dort Stimm- 
recht hatten. 

Roman: Es ging einfach darum, daß es um 
den 13. Februar jedes Mal Kampfabstim- 
mungen gab. 

In dieser Zeit haben wir sehr stark 
begonnen, uns um Friedenskontakte zu 
kümmern. Wir sind beispielsweise nach 
Naumburg zu Edelbert Richter gefahren, 
der sich um ein internationales Friedens- 
netzwerk kümmerte und persönliche Frie- 
densverträge zwischen Einzelnen und Grup- 
pen in Ost und West vermittelte. Das war 
sehr gut, weil daraus für uns internationale 
Kontakte entstanden, speziell mit Leuten 
aus dem skandinavischen Raum. Wir haben 
damals begonnen, zu irgendwelchen Frie- 
denswerkstätten und Veranstaltungen mit 


einem Beitrag oder Ausstellungen 
anzurücken und uns mit politischen Themen 
zu beschäftigen. 


Johanna: Dann haben wir 1985 die Gruppe 
geteilt, die einen wollten sich um Werkstät- 
ten kümmern, die anderen wollten den Tag 
der Befreiung vorbereiten. 

Roman: Nein, den Tag der Befreiung 
haben wir noch zusammen gemacht. Das 
war eine Multi-Media-Show, das war 
eigentlich unsere wirkungsvollste Veran- 
staltung. Es sind dann alle wie vor den Kopf 
geschlagen aus der Kirche gegangen. Das 
war eine Gleichsetzung der Militarisierung 
vor und nach dem 2. Weltkrieg. Diese Auf- 
rüstung im zivilen Bereich, diese dauerhaf- 
te Bereitschaft, das mitzutragen, das Faszi- 
nierende des Militärischen, die Passivität - 
das waren die Themen, die wir dort hinein- 
brachten. Dazu haben wir unter anderem ein 
Hörspiel von Eich verarbeitet. Da fahren 
eine ganze Menge Leute, Großeltern, Eltern 
und Kinder in einem Güterwagen. Die 
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Großeltern wissen noch, wie es draußen 
war, die Kinder sind im Güterwagen gebo- 
ren. Vor allem der Großvater erzählt von 
draußen und die Eltern sind dagegen, daß er 
das tut. Irgendwann ist plötzlich ein Spalt 
ım Güterwagen, so daß man nach draußen 
gucken kann. Zunächst geht es darum, ob 
man rausgucken darf. Irgendwann sehen die 
alten Leute nach draußen, und sehen ganz 
andere Menschen, als sie gewöhnt waren. 
Sıe kommen damit nicht zurecht und 
bekommen Angst. Zum Schluß verstopfen 
sie den Spalt wieder und fahren in die Ewig- 
keit. 

Johanna: Nein, sie fahren eben nicht in die 
Ewigkeit. Nachdem sie die Löcher verstopft 
haben, denken sie: “Gottseidank, unsere 
Welt ist wieder hergestellt.” Da kriegt das 
Enkelkind zuerst mit, daß der Zug immer 
schneller fährt. Dann fragen sie, wer ihnen 
hilft. 

Roman: Dazu hatten wir mit Musik, Texten 
und einer Diaserie diese Kriegsbilder durch- 
gezogen. Das war eine Marschmusik, die 
von Liza Minnelli parodiert wurde. Da gin- 
gen alle mit, selbst uns ging es so, bei die- 
sen schönen Bildern von der Aufrüstung. 
Dann kam irgendwann ein Bruch, und es 
ging mit Katharsis von Czeslaw Njemen 
weiter. Dazu gab es dann die Kriegsbilder. 
Johanna: Zum Schluß geht die Musik so 
ganz leicht weiter. Dazu hatten wir das ein- 
zige Bunt-Dia, das Dresdner Schloß, wie da 
so langsam Gras darüber wächst. Es gab/ 
dann noch tonnenweise Gedichte und der 
Schluß war: “Seid Sand im Getriebe dieser 
Welt!” 

Roman: Das hat für uns eine völlig neue 
Arbeitsweise erschlossen. Es war ein ganz 
neues Erlebnis für uns, daß es möglich ist, 
Leute zu faszinieren, sie mit der Nase auf 
die Dinge zu stoßen. Die Kirche fand’s 
nicht so gut, weil “der christologische 
Anteil fehlte”. Ich habe den Pastor erst ein- 
mal gefragt, woher er dieses gräßliche Wort 
hat. Dann wurde uns noch vorgeworfen, daß 
wir uns “äquidistanziert” zwischen den bei- 
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den Systemen in Ost und West verhalten. 
Johanna: In der Kirche war man nämlich 
der Meinung, daß man entweder für den 
Westen oder für den Osten sein müsse. 
Wenn man gegen den Westen war, mußte 
man demzufolge für den Osten sein. Das 
war auch die Zeit, wo wir angefangen 
haben, uns im Kreis mit bestimmten theore- 
tische Sachen zu beschäftigen. Wir waren 
damals ein ganz gemischter Kreis, Christen, 
Marxisten, Leute aus so einer Sekte waren 
auch dabei. 

“telegraph”: Eine Sekte? 

Johanna: Diese Sekte gibt es nur im Dresd- 
ner Raum und heißt “Gemeinschaft des 
göttlichen Sozialismus”. Die gibt es nur ın 
Kreischa. Das ist aus Amerika herüberge- 
schwappt. Sie sind der Meinung, daß der 
Weltuntergang schon vorbei sei. Jetzt geht 
es für sie darum, die Gemeinschaft der Hei- 
ligen zu realisieren. Das ist der göttliche 
Sozialismus, das Paradies auf Erden soll 
gebaut werden. 

Wir hatten einen zweiten Ekkı ım 
Kreis, der war Marxist, aber nie in der Par- 
tei. Wir haben uns mit Randgruppen der 
Gesellschaft beschäftigt, mit Arbeit, Sozia- 
lismusdikussion. 

Roman: Dazwischen, im Herbst 1985, war 
dann wieder Werkstatt in der Weinbergsge- 
meinde. Es kamen etwas mehr Leute aus der 
übrigen DDR. Wir lernten Peter Grimm 
kennen, der damals die Spielgruppe Wühl- 
maus leitete. Aus Potsdam waren Leute von 
“Terra Unida” da, aus Berlin-Weißensee 
Mattias Tomaske und Sarah Jaszinszczak, 
Stephan Krawczyk spielte, usw.. Wir hatten 
ein ziemlich gründlich vorbereitetes Thema, 
das auch wieder einige Leute abschreckte, 
an so etwas teilzunehmen, zum Beispiel den 
Herrn Eppelmann. Das Thema war: “Wer 
wird denn gleich aus dem Rahmen fallen - 
Randgruppen in der DDR.” Wir hatten ein 
Papier gemacht, in dem wir diese Rand- 
gruppensituation beleuchteten und im 
Extrakt herausbekommen, daß, solänge 
Machtstrukturen existieren, Leute ins 
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Abseits gedrängt werden. 

Johanna: Wir hatten eine ganze Menge 
über Sozialutopien gearbeitet, Bloch usw., 
und in einem Referat zum ersten Mal 
gesagt, daß Demokratie Terror gegen Min- 
derheiten ist. Damit meinten wir ebensosehr 
den sogenannten “Demokratischen Sozialis- 
mus” in der DDR wie auch westliche 
Demokratievorstellungen. 

Roman: Damals verabschiedeten wir uns 
gerade von demokratischen Sozialismusuto- 
pien. 

‘“telegraph”: Ihr habt Euch vom marxisti- 
schen Sozialismus verabschiedet? 

Roman: Ein Abschied von einer sozialisti- 
schen Utopie. Ein marxistisches Gesell- 
schaftsverständnis, eine marxistische Ana- 
lyse, einige marxistische Grundaussagen 
über gesellschaftliche Entwicklungen sind 
vielleicht noch tragbar, aber ein utopischer 
Sozialismus ıst nicht tragbar. 

‘“telegraph”: Ich verstehe immer noch 
nicht. 

Johanna: Nach und nach bekamen alle 
Leute, die damals im Kreis waren, ein 
Gefühl dafür, daß Autoritäts- und Macht- 
strukturen, gleich unter welchem Vorzei- 
chen, Menschen zerstören. Ohne daß das 
von uns selbst damals Anarchismus genannt 
wurde, waren wir damals eigentlich schon 
Anarchisten. 

Roman: Damals wurde gerade in der 
Szene, besonders in Berlin, über Pluralis- 
mus diskutiert. Wolfgang Templin hielt sehr 
viel von diesem Begriff. Ich schrieb dazu 
einen Artikel, weil ich mit dieser Inflation 
nicht mehr umgehen konnte. Ich brauche 
keinen Pluralismus westlicher Couleur, weil 
das, was da praktiziert wird, einfach Terror 
gegen Minderheiten ist. Vielleicht waren 
wir beide in dieser Zeit besonders für solche 
Fragen sensibel, weil wir noch mit einem 
anderen Mann zusammenlebten, sozusagen 
in Drei-Ehe. Bei uns gab sich die Schwu- 
lenszene von Dresden die Klinke in die 
Hand. Wir-wußten schon aus ganz persönli- 
chen Erfahrungen, was eine Minderheitssi- 
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tuation ist und hatten auch in unserer 
Hippiezeit Erfahrungen mit Isolation von 
Minderheiten gemacht. Insofern bin ich 
sehr sensibel gegen irgendwelche Mehr- 
heitsbeschlüsse. Aus dieser Diskussion 
heraus war es klar, daß es ın unserem 
Kreis keine Mehrheitsbeschlüsse gibt. Es 
hat in diesem Kreis nie Mehrheitsbe- 
schlüsse gegeben. Es hat immer nur 
Leute gegeben, die etwas taten. 

Die Werkstattvorbereitung 1985 war 
ziemlich hart. Es gab Leute, die taten 
etwas, andere machten nichts. Und daher 
gab es massive Spannungen. Zum Schluß 
blieben ziemlich wenig Leute im Kreis 
übrig. Das baute sich erst später, ein, 
zwei Monate nach der Werkstatt wıeder 
auf. Für uns waren damals zwei Dinge 
erledigt: Demokratie und damit soziali- 
stische Utopie, weil die auch so ein Mas- 
senprodukt darstellt, eine schöne neue 
Welt, oder wie es Huxley sagt: “Alle 
machen, was alle wollen und keiner 
macht, was er will.” Die zweite Sache, 
die sich für uns erledigt hatte, war Kır- 
che. Es hat derartig viel Spannungen und 
Konflikte gegeben. 

Johanna: Wir hatten uns bei dieser 
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Werkstatt wieder über sämtliche Maßga- 
ben hinweggesetzt, die uns die Kirche 
gesetzt hatte. Danach konnten wir selbst 
zu den progressivsten Pfarrern gehen - es 
wurde geblockt. Sie haben selbst abge- 
lehnt, mit uns zu verhandeln. Wir haben 
uns dann entschlossen, aus der Kirche 
herauszugehen. 

Roman: Wir wurden damals von Bischof 
Hempel als “Wölfe im Schafspelz’” 
bezeichnet. Daraufhin hat sich der Kreis 
den Namen “Wolfspelz” gegeben. Dazu 
kommt noch, daß wir im Umkreis dieser 
Werkstatt diskutierten, daß Friedensar- 
beit im Rahmen der Kirche für den nor- 
malen DDR-Bewohner nicht nachvoll- 
ziehbar ist. Sie fand in einem Raum statt, 
der für normale Leute eigentlich nicht 
betretbar ist, oder zumindestens wußten 
sie nicht, daß er betretbar ist. Außerdem 
hatte die Kirche allzusehr eine Schutz- 
funktion. Wir wollten Friedensarbeit und 
Menschenrechtsarbeit, die wir damals 
langsam als politische Arbeit begriffen, 
außerhalb der Kirche machen. Im Januar 
1986 haben wir uns offiziell für autonom 
erklärt. 

Johanna: Wiır hatten also auch in der 
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Kirche Bescheid gesagt, daß sie nicht 
mehr berechtigt sind, mit irgendwelchen 
Staatsorganen Gespräche über uns zu 
führen. Natürlich haben sie sich nıe daran 
gehalten. Aber wir haben darauf gepocht, 
daß sie nicht über unsere Köpfe hinweg 
verhandeln dürfen, sondern die Stası zu 
uns schicken sollen, wenn sıe etwas von 
uns will. Das hat uns die Kirchenleitung 
verdammt übel genommen. 

Roman: Wir haben uns dann mit richti- 
ger Kontaktadresse präsentiert und unse- 
re Flugblätter mit “Wolfspelz” unter- 
schrieben. Peter Grimm wollte in Berlin 
eine unabhängige Zeitung machen, das 
wurde der “Grenzfall”. Zur gleichen Zeit 
haben wir versucht, eine Zeitung zu 


machen. In Berlin war das möglich, ın' 


Dresden endete es im Sand. Wir haben 
ein mit Schreibmaschine vervielfältigtes 
Probeexemplar herausgebracht, das wir 
an die Kreise von Dresden und einzelne 
Interessierte gegeben haben. Jeder Arti- 
kel war ein einzelnes Blatt. Wir haben 
gesagt, daß es keinen Sinn macht, wenn 
Wolfspelz eine Zeitung macht, sondern 
wir haben dazu aufgefordert, mitzuma- 
chen. Es haben zwei Sachen nicht 
geklappt: der Staat hat es nıcht zugelas- 
sen und es kam nichts von außen hinzu. 

Johanna: Ich habe eine Vorladung 
bekommen und zwei Leute aus dem Kreis 
mitgenommen. Die durften aber nicht mit 
mir hinein. Mir wurde mitgeteilt, daß ich 
die Zeitung allein gemacht habe. Dann 
wurde mir eine drastische Strafe ange- 
droht, wenn das noch einmal vorkommt. 
Mir wurde dann eine “gesellschaftliche 
Rüge” ausgesprochen, was das auch 
immer sei. Ich sollte dazu Stellung neh- 
men. Da habe ich gesagt, sie sollen mich 
mal am Arsch lecken. Das wurde dann 
ins Protokoll reingeschrieben, das ich 
unterschreiben mußte und dann kam nie 
wieder etwas. Aber angedroht wurde eine 
drastische Strafe. Daraufhin haben wir 
uns bemüht, mit den kirchlichen Frie- 
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denskreisen eine Zeitung herauszugeben. 
Roman: Die AG Frieden hat dann 
irgendwann unsere Idee aufgegriffen und 
nach langem, gründlichen Überlegen, das 
sich mindestens über ein Jahr hinzog, 
eine Zeitung herausgegeben, die “Die 
Ahnungslosen” hieß. 
‘“telegraph”: Das war im Jahre 1988. Bei 
uns in Berlin kam die Information an, daß 
“Die Ahnungslosen” beschlagnahmt wur- 
den, aber immerhin der Superintendent 
Ziemer sich vor das Blatt stellte. 
Roman: Eine Zeitung, die furchtbar tech- 
nokratisch von außen aussah, sehr genau 
gesetzt war und auf dem Kopierer ver- 
vielfältigt wurde, was für die damaligen 
Verhältnisse ziemlich aufwendig und 
unpraktisch war. 
Johanna: Wir haben damals Flugis vom 
Wolfspelz immer zwischendurch zwi- 
schen dem “Ahnungslosen” vervielfäl- 
tigt. Das ist dann aber herausgekommen 
und es gab wieder einen tierischen Crash 
mit der Kirche, weil wir das Vertrauen 
mißbraucht hätten. 

Das Gespräch führte r.l. 


* Red: Wir erfahren gerade, daß wenige 
Tage vor dem 13. Februar 1982 ein Mit- 
arbeiter des Friedenskreises der Dresdner 
Weinbergsgemeinde, Roland Brauck- 
mann, wegen seiner Beteiligung an der 
Vorbereitung verhaftet und aus der Haft 
ın den Westen transportiert wurde. 


Beim nächsten Mal: 

- Aktionen der Wolfspelz-Leute bis 1989 
- gewaltsame Auseinandersetzungen in 
Dresden im Oktober 1989 

- Versuche des Kreises, sich im neuen 
Deutschland einzubringen 

- Perspektiven und Perspektivlosigkeiten 


ee 
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Polen: Den "Kommunismus" hinter sich - 
Den Faschismus vor sich? 


Der folgende Artikel stammt aus dem Jahre 
1991, ıst aber insofern noch aktuell, als man 
aus den bunten Medien zwar erfährt, welche 
aktuellen Pfürzchen Herr Walesa und seine 
jeweiligen Premierminister lassen, aber nur 
wenig oder nichts über die polnischen Pro- 
testbewegung zu erfahren ist. Der “tele- 
graph” ıst natürlich an neueren und aktuel- 
leren Nachrichten über das gleiche Thema 
sehr interessiert und wäre für entsprechende 
Korrespondenzen dankbar. 


Die Aktion 


“Verhindert den Staudamm’” 


Seit Anfang Juli 1991 sind die Straßen 
blockiert, die zum Staudamm an der Duna- 
jec ım Preniny-Gebirge führen. Die Haupt- 
organisatoren dieser Aktion sind die Bewe- 
gungen “Frieden und Freiheit” (WıiP) und 
dıe “Anarchistische Föderation” (FA). 
Außerdem sind noch einige andere junge 
radıkale Umweltschützer aus anderen Grup- 
pen dabei (u.a. von “Ich ziehe vor zu exi- 
stieren” und von der “Grünen Föderation” 
(FZ). Von den Behörden wurden auf dem 
angrenzenden Gelände einige hundert Polı- 
zisten zusammengezogen. Der Ausnahme- 
zustand wurde ausgerufen und alle Fälle ın 
Schnellverfahren behandelt. Das bedeutet 
ein eingeschränktes Recht des Angeklagten 
auf Verteidigung, einen fairen und ange- 
messenen Prozeß und auch die Möglichkeit, 
ohne Urteil verhaftet zu werden. Hier wird 
also einfach die Menschenrechtskonvention 
gebrochen. All das erinnert an die Maßnah- 
men gegen Solidarnosc Anfang der achtzi- 
ger Jahre. 

Und es gibt auch noch andere Analogi- 
en zu kommunistischen Methoden. Einer 
der Wortführer der Blockierer sollte illegal 
zu einer psychiatrischen Untersuchung ein- 
gewiesen werden. Das wurde der Öffent- 
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lichkeit bekannt gemacht. Die Demonstran- 
ten wurden angeklagt, nicht den Verkehrs- 
anweisungen der Polizei gehorcht zu haben. 
Und das, obwohl es sich nicht um eine offi- 
zielle, sondern eine interne Straße des Bau- 
geländes handelte. Das ist ähnlich wie zu 
Zeiten des polnischer Kriegsrechtszeiten, 
als man wegen “Ruhestörung” bestraft 
wurde, wenn man z.B. das Wort “Solidar- 
nosc” gerufen hatte. 

Das Ergebnis der Polizeiaktion waren 
mehr als 200 Geldstrafen, wobei die 
“Gewinner” eine Summe als Strafe kassier- 
ten, die einem halben Jahresgehalt ent- 
sprach. 

Abgesehen von der Blockade in 
Czorsztyn fand in Krakau eine Blockade 
des Investorenbüros und in Warschau eine 
Mahnwache vor dem Justizministerium 
statt. Zu der Zeit, als die Berufungsverhand- 
lungen für einige der Verurteilten begannen, 
hingen Plakate an den Straßenwänden: 
“Polen - das Land der ökologischen Gefan- 
genen”. Kein einziger der etwa ein Dutzend 
Parlamentarier des Umweltausschusses 
erschien in Czarsztyn. Immerhin waren 
etwa zehn Parlamentsmitglieder von “Frei- 
heit und Frieden”, zwei vom “Arbeitskreis 
für alle Lebewesen” und einige vom Ökolo- 
gischen Club vor Ort. 


Die letzten Aktivitäten gegen 


den Staudamm 
Während des Besuchs des ungarischen, des 
tschechoslowakischen und des polnischen 
Präsidenten stellten am 10. Oktober 91 Mit- 
glieder von WiP, FA und FZ Mahnwachen 
auf, wegen der Repression gegen die 
Umweltschützer in Polen und in Gabcikovo 
in der Slowakei. Das wäre eigentlich nichts 
Außergewöhnliches gewesen, zumal die 
ganze Aktıon ziemlich improvisiert war. 
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Die kleine Gruppen, die sich auf dem 
Marktplatz trafen, hatte nur eine kleine 
Anzahl von Flugblättern, die sie an die 
Menge verteilte, die auf die Staatschefs 
wartete. Es waren auch einige ausländische 
Umweltschützer dabei, die zu dieser Zeit 
Gast bei einem Seminar der TDC/NZS war: 
“Unsere gemeinsame Zukunft - für Reiche 
oder Arme? Sie müssen ziemlich erstaunt 
gewesen sein, als plötzlich eine Gruppe 
Zivilpolizisten auf die ruhig dastehenden 
Polen zukam, diese mit Hilfe von unifor- 
mierten Polizisten in Polizeiwagen drängte 
und zu einem unbekannten Ort wegfuhren. 

Auf der Polizeistation wurden die 
Demonstranten weder durchsucht noch ver- 
hört. Als sie in der Zelle nach einer Mög- 
lichkeit verlangten, eine Beschwerde gegen 
die Festnahmen zu schreiben, wurde Gas 
gegen sie einsetzt. Obwohl es keinen Grund 
für die Festnahme gab und obwohl das 
Seminar offiziell protestierte (drei der acht 
Festgenommenen waren Teilnehmer des 
Seminars), wurde die Gruppe erst nach drei 
Stunden freigelassen. Die Festgenommenen 
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hatten Beschwerde wegen illegaler Festnah- 
me eingelegt. Dagegen konnte eine anarchi- 
stische Mahnwache beim Besuch von Mag- 
ret Thatcher nur etwa zwei Minuten stehen, 
bis die Polizei eingriff. 

Die Erklärung von Thomas Zylicz vom 
Ministerium für Umweltschutz, der sich mit 
dem Thema wirtschaftlicher Instrumente für 
den Umweltschutz beschäftigt, war eben- 
falls ein Grund zur Überraschung für die 
Teilnehmer des Seminars. Bis jetzt hielt ich 
ihn für einen vernünftigen Menschen, bis zu 
dem Augenblick, in dem er in Gegenwart 
der Aktion “Verhindert den Staudamm” 
sagte, daß die Polizei nur nach Carsztyn 
geschickt wurde, um die Demonstranten vor 
den Bewohnern des Hochlandes zu schüt- 
zen. Das ist natürlich eine ausgewählte 
Methode, die Bürger zu schützen. Ihr solltet 
uns alle am besten alle in Gefängnisse und 
Lager sperren. Dort wird uns niemand 
angreifen, wir werden nicht unvorsichtiger- 
weise unter die Räder eines Autos geraten 
und unsere Finger nicht in die Steckdosen 
stecken! 


Stierkampf in Polen 
Nicht nur zur Information für 


Tierschützer 

Im August 1991 wurde bekannt gegeben, 
daß in einigen Städten Polens Stierkämpfe 
stattfinden würden. Journalisten, Tierschüt- 
zer, Umweltschützer und anarchistische 
Organisationen begannen sofort zu prote- 
stieren. In einigen Städten wurden die Stier- 
kämpfe verboten. In Szczecin, Poznan und 
Chorzow fanden “Carridas” statt, obwohl es 
keine ordnungsgemäßen Genehmigungen 
gab oder sogar, wie in Chorzow, gegen offi- 
zielle Entscheidungen. Der Grund für diese 
Formlosigkeit war, daß der Organisator die- 
ses profitablen Geschäfts in Polen die 
Gewerkschaft der Soldaten war. Sicher fand 
nicht die spanische Carrida statt, sondern 
ihre “sanftere” französische Version, aber 
am 6. August schien die dritte “Show” eher 
ein Gladiatorenkampf zu sein, mit “Grü- 
nen’ als Märtyrern. 

Als eine ruhige Mahnwache nahe des 
Stadioneingangs begann, wurde sie ohne 
Grund und Befehl von der Polizei angegrif- 
fen . Das gleiche machte die Stadionauf- 
sicht. Die auf dem Rasen des Stadions Pro- 
testierenden wurden gegen die Stierhörner 
gedrängt. Nach einigen Minuten wurde ein 
anderer Stier losgelassen. Die Zuschauer 
schrieen “Ole!” und “Mehr Blut!”, als der 
Stierkämpfer den Stier antrieb, die sitzende 
Gruppe anzugreifen. Als die Zuschauer 
sahen, daß die Polizei nicht eingreifen woll- 
te, legten einige von ihnen mit Hand an. Sie 
begannen wirklich zu schreien “Laßt sie uns 
töten!” und andere Beschimpfungen. Letzt- 
lich griff die Polizei dann doch ein, nicht 
um die illegale “Show” zu beenden, sondern 
um mitzuhelfen, die “Grünen” zu schlagen. 
Französische “Künstler” waren Anführer 
der Aktion, und einer von ihnen versuchte, 
im Stadion eine der protestierenden Frauen 
zu vergewaltigen. Es ist fast ein Wunder, 
daß niemand getötet wurde. 

All dies spielte sich am helllichten Tag 
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in einer Großstadt unter Beteiligung der 
Massenmedien ab. Einen Monat später 
wurde dem in dieses Geschehen verwickel- 
ten Polizeikommandeur ein Verweis erteilt. 
Die beteiligten Franzosen wurden freige- 
sprochen, vielleicht wegen Inkompetenz 
des Staatsanwalts. Niemand weiß, ob 
irgendwelche höheren Beamten die Folgen 
für das Veranstalten der “Carrida” tragen 
werden. 

Wie gewöhnlich schlug die Polizei 
“Grüne”, die in diesem Fall wirklich die 
Ausübung des Gesetzes schützen. Es gab 
keine Kommentare von irgendeiner verant- 
wortlichen Behörde betreffs dieses Falls, 
was die wachsende öffentliche faschistische 
Gesinnung belegt. Erst recht wurde kein 
Ausschuß einberufen, der diesen Fall unter- 
suchen sollte. Es gibt ein reguläres Verfah- 
ren wie in jedem Fall von Verfehlungen. 
Aber es gibt noch keine wirklichen Erfolge 
nach dreimonatiger Untersuchung. Einige 
Sendungen im Fernsehen machen sich sogar 
über die Protestierenden lustig. Zudem gibt 
es Anzeichen, daß bald auch in anderen ost- 
europäischen Ländern “Carridas” stattfin- 
den werden. 

Die polnischen Carridas wurden von 
einer französischen Firma namens Oris aus 
Beziers und Sisteron organisiert. 

Andrzej Zwawa 
(übersetzt von Andreas Müller) 


Meldungen 


Ermittlungsausschuß 


in Dresden 
Bis zum Sommer soll es in Dresden einen 
Ermittlungsausschuß geben. Für diejenigen 
die bei dieser Arbeit finanziell helfen wol- 
len, wurde ein Spendenkonto eingerichtet. 
Stadtsparkasse Dresden, Konto-Nr.: 447 
073 634, BLZ 850 55 142 
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Aktionswochen gegen die 


“Neue” Weltordnung 
Für den 1.-21.Juni 1992 sind in Berlin Aktı- 
onswochen zum Thema Weltordnung 
geplant. Als Themenschwerpunkte sind bis- 
her angedacht: 
1. Festung Europa, 
2. Welthandel/Weltproduktion, 
3. Mythos Überbevölkerung, 
4. UNCED-Konferenz “Umwelt u. Ent- 
wicklung” in Rio de Janeiro Juni 92, 5. 500 
Jahre Kolonialismus, 
6. Kolonialist. Ausweitung EG/BRD ın 
Richtung Osteuropa, 
7. Berlin als Metropole, 
8. Neue militärische Weltordnung (UN- 
Truppen u.a.). 

Die Aktionswochen sollen außerdem 
zur Mobilisierung für eine Gegenkampagne 
gegen den Weltwirtschaftsgipfel in Mün- 
chen, im Juli 1992, dienen. Es werden alle 
Gruppen und Einzelpersonen aufgerufen, 
sich an den Vorbereitungen zu den Aktions- 
wochen in Berlin zu beteiligen. Speziell 
werden noch Gruppen die zum Olympia- 
Boykott Berlin 2000, Zu Mieten/Umstruk- 
turierung arbeiten als auch Schülergruppen 
gesucht. Interessenten können sich melden 
über: FDCL tel. Berlin West 6934029, fax. 
Berlin West 6926590. Über diese Nummer 
ist auch der Termin für das nächste Vorbe- 
reitungstreffen erfragbar. 


Aktion ‘Rote Karte” 
Am 04.02. hat die Verbraucher-Initiative 
ihre Aktion “Rote Karte für den Grünen 
Punkt” (siehe zum Thema Grüner Punkt 
auch “telegraph 3/92) gestartet. 

Mit dieser Aktion will sie darauf auf- 
merksam machen, daß die Verbraucher 
durch den Grünen Punkt getäuscht werden, 
daß das duale System auch dort Recycling 
verspricht, wo es technisch noch gar nicht 
machbar ist. Sinn ist, das gesamte System 
ökologisch nachzubessern. 
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Die Verbraucher-Initiative stellt ausführli- 
ches Informationsmaterial zur Verfügung. 
Interessenten melden sich bei: 

Die Verbraucher-Initiative e.V., Breite 
Str.51, W-5300 Bonn 1, 

tel. (02 28) 726 33 93, fax. (02 28) 726 33 
99 


An die Köpenicker Mitglieder 
der PDS 


Vor etwa 4 Monaten reifte bei einigen von 
uns, der Alternativen Köpenicker - Jugend 
(alkj), die Idee, in der neu zu wählenden 
Bezirksverordnetenversammlung unsere 
Interessen selbst zu vertreten. Natürlich 
sahen wir uns sofort nach möglichen Bünd- 
nispartnernInnen um. Denn allein schien 
uns ein Erfolg bei diesem Unterfangen, 
angesichts der undemokratischen 5 % 
Hürde eher unwahrscheinlich. Auch wir 
sehen unsere Wurzeln mehr im Widerstand 
gegen doitschen Konservatismus, gegen die 
stupiden Autoritäten in vielen Bereichen 
unseres Lebens. So einigten wir uns auf 
Euch, auch wenn wir oft sehr andere Stand- 
punkte haben. 

Natürlich gab es viele Diskussionen, 
vor allem wegen der Geschichte der PDS. 
Und gerade deshalb stand für uns von 
Anfang an fest: Wenn wir zusammen mit 
der PDS antreten, dann nicht als Anhängsel, 
sondern als gleichberechtigte PartnerInnen. 
Wir sind eben keinen “SymphatisantInnen”, 
sondern haben eigene Vorstellungen. 

Oftmals fiel dabei der Begriff “Experi- 
ment". Das Experiment, in Köpenick etwas 
Neues zu versuchen. U.a. auch um zu zei- 
gen, daß ein Wahlbündnis mit Beteiligung 
der PDS auch für neue, andere Personen- 
gruppen wählbar ist. Wir wollten Köpenick 
ein linksalternatives Oppositionsbündnis 
schaffen, als Selbstvertretung von Bürge- 
Innen unterschiedlichster Art. 

Natürlich haben wir von Anfang an 
auch mit Problemen gerechnet, der ver- 
schiedenen Ansätze wegen. Doch fanden 
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wir unserer Haltung gegenüber auch viel 
Verständnis, vor allem bei jungen Genos- 
sInnen, Dirk, Angela und mehreren Arbeits- 
gruppenteilnehmerInnen, den DelegiertIn- 
nen der letzten BDK. Gegen dieses allge- 
meine Empfinden konnten auch die bornier- 
ten Fragen einiger Vorstandsmitglieder 
nichts ändern. Fragen, warum wir als Linke 
nicht in der PDS seien, ob wir denn auch 
zum Grundgesetz stehen, wir etwa “autono- 
me Steineschmeißer” bei uns hätten. Unser 
Hauptproblem sind auch nicht einige ande- 
re “Umgangsweisen”, dıe Programmver- 
schreibung durch Gernot Klemm, oder auch 
das ständige Herummäkeln an unseren Kan- 
didaten, während wir noch keinen einzigen 
der Euren vorgestellt bekamen. Nein, es ist 
etwas anderes, was uns jetzt bewog, das 
Wahlbündnis von uns aus zu lösen. Das ist 
die Tatsache, daß der Landesparteitag der 
PDS-Berlin ein für die PDS (bis dato sogar 
- Offene Liste) einheitliches Rahmenpro- 
gramm zu den BVV-Wahlen beschließen 
wird, bzw. für einen zentralen Wahlkampf- 
spektakel auf dem Alex ausgegeben werden 
sollen. Eigentlich nur eine Angelegenheit 
der PDS, doch nicht, wenn sie zusammen 


mit anderen zu diesen Wahlen antritt. Auto- 
matisch wird unsere “Offene Liste” denen 
in den anderen Bezirken gleichgesetzt, 
obwohl wir das nicht wollen. Die Bevölke- 
rung wird sich vorrangig an den zentralen 
Dingen, auch an das Zentrale Rahmenpro- 
gramm orientieren. Wozu überhaupt ein 
Berlin-Programm zu den BVV-Wahlen in 
Treptow, Pankow oder eben Köpenick??? 
Allgemein verlieren dabei unsere Köpe- 
nıcker Ansätze an Gewicht. Und eben damit 
ist das Köpenicker “Experiment” unmög- 
lich. Wie glaubhaft wirkt z. B. die in der 
Köpenicker Arbeitsgruppe beschlossene 
Ablehnung von Köpenicker Unterstützung 
für Olympia, wenn sich der Landesparteitag 
für Olympia ausspricht ... Weiterhin ist da 
auch das Problem, daß wir den Menschen 
gegenüber unglaubwürdig werden, die sich 
und wir als unser Umfeld sehen; wenn wir 
eben doch nur ein Alibi-Anhängsel sind. 
Natürlich, Ihr habt uns sogar vordere 
Listenplätze angeboten, und seid auch sonst 
viele Kompromisse wegen uns eingegan- 
gen. Wir wären drin in der BV V. Doch der 
Preis, unsere eigene Positionen dabei aufzu- 
geben, ist uns einfach zu hoch. 


Atomare & Müll - News 


Der Energiewende wurde der 
Prozeß gemacht 


Am 19. Februar 1992, um 11.00 Uhr standen 
die Mitarbeiter Bürgerinitiative “Energie- 
wende” Stendal Malte Fröhlich, Erika Drees 
und Christiane Müller vor dem Richter. In 
einem offenen Brief äußerte die sıch die BI 
zu den Hintergründen. 

Im Dezember 1990 machten einige von uns 
eine Aktion des zivilen Ungehorsams gegen 
den Bau des AKW Stendal, indem sie ein 
Feld des Schwedendrahtzaunes um das 
AKW-Gelände symbolisch abbauten und 
sich ein Adventsfrühstück herrichteten. Mit 
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diesem Zaun war die ehemalige deutsch- 
deutsche Grenze “gesichert”. 3000 Stendale- 
rinnen hatten sich auf Unterschriftenlisten 
gegen das AKW ausgesprochen. Die KKW- 
GmbH hatte geklagt und eine Schadener- 
satzforderung gestellt. Als im Frühjahr 1991 
der AKW-Bau ganz abgebrochen wurde, 
nahm sie ıhre Schadenersatzklage von etwa 
350 DM zurück. Die Anklagepunkte “Haus- 
friedensbruch” und “Sachbeschädigung” 
blieben bestehen und kamen nun zur 
Gerichtsverhandlung. Sieben Personen 
waren vorher zu Strafbefehlen über je 20 
Tagessätze verurteilt wurden; das ist eine 
Gesamtstrafe von 3000,— DM. Drei Verur- 
teilte legten Einspruch ein. Diese drei woll- 
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ten den Prozeß in und mit der Öffentlichkeit 
führen, weil es hier nicht um Formalien 
geht, sondern um ein lebenswichtiges 
Thema, das uns notwendig beschäftigen 
muß. 

Wir wissen daß Stendal nicht aus der 
Diskussion ist. Neben dem zur Zeit lagern- 
den Kobalt-60 - demnächst wird vielleicht 
vom Landes- oder gar Bundesumweltmini- 
sterium per Anordnung die Landessammel- 
stelle für radioaktiven Müll auf dem AKW- 
Gelände eingerichtet - besteht nach wie vor 
die Gefahr, daß uns noch in diesem Jahr- 
zehnt ein neues AKW bedroht. Anfang 
1991 sprach Dieter Wild (Bayern Werke 
AG) noch vom “schnellen Energiefrieden”, 
den der Aufbau im Osten erfordere. Und er 
wollte noch 1991 einen Genehmigungsan- 
trag für den Atomreaktor in Stendal stellen 
(einen zweiten für Greifswald) - es ging um 
einen 1300 MW Konvoi 95-Block. Inzwi- 
schen hat Siemens vor dem Deutschen 
Atomforum angekündigt, 1998 mit dem 
Bau eines 1500 MW-Blocks einer neuen 
AKW-Generation beginnen zu wollen. Uns 
liegt eine von der KKW-GmbH erarbeitete 
Studie vor, die bisher unveröffentlicht blieb, 
jedoch zwei Varianten für das Gelände 
beschreibt: 

1. zwei Steinkohlekraftwerke 

2. ein Steinkohlekraftwerk und einen Kon- 
voi 95-Block (erarbeitet von und mit der 
Firma Siemens). 

Auch von dem Geschäftsführer der 
KKW-GmbH, Herrn Gatzke, wurde bei 
unserem letzten Gespräch am 16. 1. 1992 
gesagt, daß “Energiealternativen zu teuer" 
sind. Und daß die Fördergelder vorwiegend 
für Atomstromprojekte, Kernfusion usw. 
gegeben werden, sei eben eine politische 
Entscheidung. “Wenn wir auf Atomstrom 
verzichten, muß sich die gesamte Gesell- 
schaftsstruktur ändern.” Und daran glaube 
er auf keinen Fall. Aber sie muß es, denn die 
lebensbedrohlichen Gefahren der Atom- 
energienutzung sind nicht intelligent, nicht 
sanft und nicht mit eventuell vorhandenen 
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Havarieplänen beseitigt. Das Monopol der 
drei größten Energieunternehmen RWE, 
Preußen Elektra und Bayern Werke AG 
setzt der sachlichen Auseinandersetzung 
immer wieder Grenzen (vor allem die Pro- 
blematik Endlager und ständig steigendes 
Wirtschaftswachstum für einen kleinen Teil 
der Weltbevölkerung), so daß wır gezwun- 
gen sind, zivilen Ungehorsam zu leisten. 
Der Abbau der Grenzanlage gegen diese 
lebensverneinende Technik war uns eın 
wichtiges Anliegen, um auf diese Gefahren 
aufmerksam zu machen. Wer will uns 
befehlen, daß wir mit der Bombe leben 
müssen!?” 

Die Angeklagten lehnten deshalb auch die 
Angebote von Richter und Staatsanwalt vor 
vollem Gerichtssaal ab, den Prozeß eınzu- 
stellen. Trotz überzeugender Darstellung 
ihrer Positionen wurden sie der Sachbe- 
schädigung und des Hausfriedensbruchs für 
schuldig befunden und zu Strafen zwischen 
50 und 400 Mark verurteilt. 

Selbst wenn Stendal vom atomaren Phanta- 
sien verschont bleiben sollte, scheint es 
nicht vom Müll loszukommen. Planungen 
für eine Schredderanlage für Autowracks 
und eine Müllverbrennungsanlage liegen 
schon ın den Schubkästen. 

Kontaktadresse: Bürgerinitiative “Energie- 
wende" Stendal, c/o Erika Drees, Beetho- 
venstr.1, O-3500 Stendal, Tel.216267 


"FRISS MÜLL - NIGGER!" 


Die Weltbank soll beim Umweltgipfel 
UNCED 92 in Rio zur Verwalterin von rund 
20 Milliarden US-Dollar gemacht werden. 
Der Fonds der globalen Umweltstiftung 
GEF soll die “nachhaltige Entwicklung” 
und den Wohlstand der Dritten Welt för- 
dern. Lawrence Summers von der Weltbank 
weiß, was den Armenhäusern des Südens 
zum Reichtum fehlt: Giftmüll. Aus seinen 
Notizen: 

“Unter uns gesprochen: Sollte die Weltbank 
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nicht MEHR Abwanderung schmutziger 
Industrie in Entwicklungsländer fördern? 
Ich sehe dafür drei Argumente: 1. Die 
Kosten gesundheitlich schädlicher Ver- 
schmutzung bemessen sich nach den ent- 
gangenen Einnahmen durch erhöhte Krank- 
heit und Sterblichkeit. So gesehen sollte 
Verschmutzung in dem Land mit den 
geringsten Kosten stattfinden. (...) 2. Die 
ökonomische Logik, eine Ladung Giftmüll 
in dem Land mit den niedrigsten Löhnen 
loszuwerden, ist untadelig. (...) 3. Ich war 
schon immer der Meinung, daß unterbevöl- 
kerte Länder in Afrika deutlich UNTER- 
verschmutzt sind. Ihre Luftverschmutzung 
ist, verglichen mit Los Angeles oder Mexi- 
co-City, ineffektiv gering. 

(aus einem internen Memorandum von 
Summers, Vize-Präsident und Chef-Öko- 
nom der Weltbank vom 12.12.91, zitiert 
nach Greenpeace) 


Schacht Konrad 
Gegen das hier geplante Atommüllager gab 
es bisher 250.000 Einwendungen, davon 
100.000 von außerhalb der Region. Die 
Breite des Anti-Atomprotestes ist ebenso 
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Transparenten an der Übergabe der Ein- 
wendungen. Auch die Synode der Braun- 
schweiger Landeskirche verabschiedete 
einen klaren Entschluß gegen Schacht Kon- 
rad, ebenso der Diözesenvorstand der 
Katholischen Arbeitnehmerbewegung im 
Bistum Hildesheim. 


Anti-AKW-Gruppen im 


Osten gesucht 

Die INITIATIVE GEGEN ATOMTOD 
sucht den Erfahrungsaustausch mit entspre- 
chenden Gruppen aus der Ex-DDR. Sie 
trifft sich jeden 2. Mittwoch, 19 Uhr, im 
Anti-Atom-Büro, C3, 19 (Hinterhaus), W- 
6800 Mannheim 1, Tel. 0621/621342. 

“Eine Zusammenarbeit halten wir auch des- 
halb für dringend erforderlich, damit keine 
Aufspaltung in sichere (West!) und unsi- 
chere (Ost!)-AKWVjs stattfinden kann.” 


Bulgarische Ruine 
Die Kette von Unfällen in dem maroden 
bulgarischen Kraftwerk Kozloduj reißt 
nicht ab. Allein bis Ende Januar wurden drei 
Brände oder Störfälle in der Anlage gemel- 
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det. Der Meiler der deutschen Atomindu- 
strie soll als Einstieg ins östliche Nachrüst- 
geschäft dienen, deshalb auch die Ersatz- 
teillieferungen aus Greifswald. Mitglieder 
des Umweltausschusses des Bundestags 
berichteten Ende Januar, daß ihre bulgarı- 
schen Gesprächspartner liebend gerne auf 
Kosloduj verzichten würden. Doch die Bitte 
der Bulgaren auf finanzielle Unterstützung 
zur Sanierung ihrer konventionellen Kraft- 
werke sei abgelehnt worden. Sowohl EG- 
Gelder als auch deutsche Hilfe fließen aus- 
schließlich in die Aufrüstung der Kozloduj- 
Ruine. 


Siemens drängt nach Osten 
Der Atomanlagenbauer Siemens plant als 
Einstieg in das lukrative atomare Ostge- 
schäft, im Joint-Venture mit dem tschecho- 
slowakischen Rüstungs- und Energieunter- 
nehmen Skoda im böhmischen Pilsen einen 
200 Megawatt-Heizreaktor. Der nukleare 
Thermo-Bausatz soll, so die Vorstellung der 
“Skoda Energy” mit einer Siemens-Mehr- 
heit vom 67 Prozent, die Region Pilsen mit 
Fernwärme versorgen. Siemens will damit 
in der CSFR eine Technologie erproben, die 
bisher nur auf dem Reißbrett existiert. Vor 
den Gefahren der Anlage, die in der Bun- 
desrepublik keine Baugenehmigung erhal- 
ten hat, warnt eine Studie, die im Auftrag 
von Greenpeace Deutschland und Öster- 
reich und der tschechischen Umweltgruppe 
“Kinder der Erde” vom Darmstädter Ökoin- 
stitut erstellt wurde. Die Studie, die am 15. 
Februar in Pilsen auch in tschechischer 
Sprache der Öffentlichkeit vorgestellt 
wurde, kann unter dem Stichwort “Sie- 
mens-Atomheizreaktor” bei Greenpeace in 
Hamburg und Wien bestellt werden. 


Heute Panzer, gestern Atom- 


müll 


Der deutsche Frachter “Godewind”, der im 
Mittelmeer von der Bundesmarine mit 16 
Panzern vom Typ T 72 aus tschechoslowa- 
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kischen Beständen auf seinem Weg von 
Stettin nach Syrien aufgebracht worden ist, 
war bereits vor 3 Jahren in die Schlagzeilen 
geraten. Die “Godewind” hatte die Nachfol- 
ge der ‘“Sigyn” angetreten und abgebrannte 
Brennelemente aus deutschen Atomkraft- 
werken nach Schweden verschifft. Nach 
massivem Bürgerprotest im Umschlaghafen 
Lübeck war der Umschlag der brisanten 
Fracht in den Hamburger Freihafen verlegt 
worden. Atomkraftgegner/innen hatten 
immer wieder versucht, die Verschiffung 
der Transporte zu blockieren. Zu dem 
Frachtgut der “Godewind” gehörte auch 
Uranhexafluorid, das nach einem Gutachten 
der Gruppe Ökologie Hannover unter 
bestimmten Unfallbedingungen eine giftige 
Gaswolke bilden kann, die zu schwersten, 
auch tödlichen Verätzungen in den Lungen 
führt. Die Kieler Staatsanwaltschaft sollte 
ihr Zögern aufgeben und Schiff und Panzer 
beschlagnahmen. Darüber hinaus muß einer 
derart dubiosen und skrupellosen Reederei 
vom zuständigen Bundesamt für Strahlen- 
schutz in Salzgitter die Erlaubnis für weite- 
re Atomtransporte sofort entzogen werden. 


6. Tschernobyl - Jahrestag 
Aktiv gegen Strahlung e.V. c/o Ökodorf, 
Kurfürstenstr. 14, W-1000 Berlin 30, Tel. 
2616252 (Jutta und Elke) plant am 25. April 
eine Benefizveranstaltung im Berliner Tem- 
podrom. Anlaß ist die Kampagne zum Aus- 
stieg aus der Atomenergie bzw. gegen die 
Novellierung des bundesdeutschen Atom- 
gesetzes. 

Der Erlös des Festes soll zu je 1/3 an Kin- 
der-von Tschernobyl-Projekte, an die Hahn- 
Meitner-Forschungsreaktor-Initiative und 
an die Anti-Atom-Gruppen in Berlin gehen. 
Bekannte Künstler und RednerInnen wer- 
den noch gesucht, u.a. auch Demonstrati- 
onsmodelle für alternative und erneuerbare 
Energien. 

UnterstützerInnen sind bisher: BUND, 
Energiepolitischer Ratschlag, Ärzte gegen 
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Atomenergie”, Ökodorf, Stiftung Natur- 
schutz, Verein zur Förderung der Solarener- 
gie in Verkehr und Sport, “Mehring-Hof- 
rad”, Friedensinitiative Zehlendorf u.a. 


Anm. der Redaktion: In den Nachrichten 
wurde heute von einem Atomunfall der 
Kategorie 3 in einem AKW in der Nähe von 
St. Petersburg/Leningrad berichtet, bei dem 
radioaktive Gase in die Umgebung entwi- 
chen. Der Reaktor ist vom gleichen Typ wie 
der ın Tschernobyl. 


Aufruf gegen das neue Atom- 


gesetz der Bundesregierung 
Bisher hatte jede/r das Recht, von den 
Betreibern eines Atomkraftwerks eine Vor- 
sorge gegen Schäden einzuklagen. Dieser 
Rechtsanspruch soll wegfallen. Die Atom- 
firmen können gesetzlich nicht mehr dazu 
verpflichtet werden, Gefahren auszusch- 
ließen. Der Gesetzgeber bezeichnet diese 
erstmalig als zumutbares Risiko. Dieses 
Gesetz ist ein Freifahrtschein für die Ato- 
mindustrie unter Mißachtung der Bürger- 
rechte, doch statt Atomkraftwerke abzu- 
schalten, werden die Bürger ausgeschaltet. 
Wir wollen mit dieser neuen Initiative das 
Ziel erreichen: SOFORTIGE STILLE- 
GUNG ALLER ATOMANLAGEN, KEIN 
NEUES ATOMGESETZ! 
Der Bundestag soll im nächsten Jahr das 
neue Gesetz beschließen, dies müssen wir 
verhindern! 

Bundeskonferenz der Initiativen gegen 

Atomenergie,Marburg, Nov. 1991 

Europa ohne Atomenergie 
Sonntag, 26. April 1992, in Dortmund 
11.00-16.00 Uhr Friedensplatz, Ihre Mit- 
wirkung haben bereits zugesagt: 
25 belorussische Wissenschaftler, Ärzte, 
Journalisten und Selbstbetroffene aus den 
hochverstrahlten Zonen von Tschernobyl]; 
Musikgruppe Kontakte, Lippstadt (Rockre- 
quiem Tschernobyl) 

Gegen die Verharmlosung und Ver- 
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schleierung der Folgen von Tschernobyl. 
Spätestens seit 1989 lassen sie sich nicht 
mehr verheimlichen. 

- Gegen die Lüge von den “sicheren” Atom- 
kraftwerken. Es gibt sie weder in Ost- noch 
in Westeuropa. 

- Gegen die Verantwortungslosigkeit von 
Industrie und Politikern zur Frage der “Ent- 
sorgung”. Sıe setzten das Leben heute und 
zukünftiger Generationen skrupellos aufs 
Spiel. 

- Gegen alle Versuche, erneut in den Aus- 
bau der Atomwirtschaft einzusteigen. 
Angesichts der unabsehbaren Risiken gibt 
es nur eine Konsequenz: SOFORTIGE 
STILLEGUNG ALLER ATOMANLA- 
GEN IN OST UND WEST. 

- Gegen eine Politik, die den Treibhausef- 
fekt mit Atomenergie verhindern will. Mit 
Atomenergie ist jedoch das Problem der 
CO2-Emissionen nicht zu lösen. 

- Für ein intelligentes Energiekonzept zur 
wirkungsvolleren Erzeugung und Verwen- 
dung von Energie.- Für die Durchsetzung 
unserer Grundrechtsansprüche auf Schutz 
vor den atomaren Risiken durch Entziehung 
der Betriebsgenehmigungen für Atomkraft- 
werke. 

Die Atomlobby in Ost und West spürt 
wieder Aufwind und wittert neue Geschäf- 
te. Dagegen gilt es Protest zu setzen in ganz 
Europa. 

(c/o B. Homever, Breul 43, 4400 Münster. 
Informationsstelle Tschernoby]) 


Bundesweites Atommüll - 
Lager geplant 
Greifswald, mit vier betriebenen und vier 
ım Bau befindlichen Reaktorblöcken größ- 
ter AKW- Standort in Ostdeutschland, schi- 
en nach dem endgültigen Abschalten der 
vier alten Blöcke 1990 und dem Verzicht 
auf die Fertigstellung der anderen Blöcke 
einer atomkraftfreien Zukunft entgegenzu- 

sehen. 
Im Frühjahr 1991 nahm der Bundeswirt- 
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schaftsminister Möllemann allerdings alte 
Pläne der SED- Kernkraftstrategen wieder 
auf und propagierte die Errichtung von Sie- 
mens- Konvoi- Reaktorblöcken in Greifs- 
wald und Stendal. Nach kurzen, heftigen 
Auseinandersetzungen vor allem mit der 
sich widerspenstig zeigenden SPD, legte 
Möllemann das Thema (vorläufig) wieder 
zu den Akten. Allerdings tauche bei jeder 
Diskussion über die Zukunft des Nuklear- 
standortes Greifswald von Seiten der AKW- 
Befürworter regelmäßig der Standpunkt 
auf, kein Ort als dieser sei günstiger, ein 
neues Atomkraftwerk zu errichten, beklagt 
Detlef Rieck von der Greifswalder Bürgeri- 
nitiative Kernenergie. 

In Greifswald gab es, bedingt durch die 
relativ hohe Zahl der 
Reaktoren und infolge der 
Personalpolitik ın der 
ehemaligen DDR so viele 
Kernkraftwerker wie 
sonst nirgendwo an einem 
Ort der Bundesrepublik: 
Rund 5000 Leute bedien- 
ten die vier alten Reaktor- 
blöcke und auf der Bau- 
stelle waren zeitweilig 
über 10.000 Personen 
beschäftigt. Entsprechend 
zwiespältig war lange 
Zeit die Stimmungslage 
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Einen Umschwung in der Bevölkerungs- 
meinung in Greifswald gab es jedoch offen- 
kundig Anfang September 1991, als 
bekannt wurde, daß auf dem Gelände des 
Atomkraftwerks ein bundesweites Atom- 
müll- Zwischenlager errichtet werden soll. 
Spontan demonstrierten die (CDU-geführ- 
ten) Stadt- und Kreisverwaltungen Greifs- 
walds und Umgebung. Viele Bürger prote- 
stierten, die vorher mit keiner Äußerung zur 
Kernkraft an die Öffentlichkeit getreten 
waren. 

In die Diskussion um das Zwischenlager 
wurde von beiden Seiten der Kernkraftsbe- 
treiber der Gedanke eingebracht, daß es sich 
um ein für den geplanten Abriß des Kern- 
kraftwerkes notwendiges Zwischenlager 


BRAUCHE —: 


Süd-Ost-West-Zeitschrift 
gegen Alte und Neue Weltordnungen 


Eine OstWest - Ko-Produktion des BAOBAB-Infoladen 
Eine Welt (Ost-Berlin) und des Infoladen "Dritte Welt" 
Neukölln (West-Berlin) - 


erscheint vierteljährlich 


Rassimus ohne Ende 
Rechtsextreme: Täter und Opfer? 


unter der Greifswalder 
Bevölkerung. 

Der alte DDR- Staat hatte 
keine öffentliche Kem- 
kraftsdebatte zugelassen. 
Noch im Februar 1990 
war es der damalıgen 
Gewerkschaftsleitung und 
heutigen Betriebsrats- 
führung des Kraftwerkes 
gelungen, 5.000 Demon- 
stranten gegen die damals 
drohende Abschaltung 
der vıer alten Reaktoren 
auf die Beine zu bringen. 
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Liberale: weltoffen und "ausländerfreundlich"? 


Aus dem Inhalt: 
Rechtsextreme: Opfer der TE RCHBRSESCHRILETT 


Liberale: "Ausländer rein!” - 


Antirassismus: Das ee an) in der TU Berlin 
Rassismus: Rezension 


Nahost: Eine Konferenz für den Frieden? 


ka erde Der "vergessene 


EI Salvador: Frieden in Sich 
500 


" Krieg 
Lieber eine DENaNBNIOpUhE als eine islamische... 


Jahre: Von der Geschichte vergessen 
Szene: Mainzer Straße - 1 Jahr danach 


Sellschaften: Was passiert mit den SODI-Geldern? 


Einzelpreis: 


DM 2,50 (bei Versand plus Porto) 


Jahresabo: DM 15.- (incl. Porto) 
Wiederverkäuferinnen erhalten 20% Rabatt 


Bezug: 


Infoladen "3.Welt” 
Thomasstr. 11-13 
W-1000 Berlin 44 
030 - 681 1948 


BAOBAB-Infoladen Eine Welt 
ehem. Dritte Welt Zentrum 
Winsstraße 53, O-1055 Berlin 
Tel. 436 94 51 
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handelt. Daraufhin beschloß der Landtag 
von Mecklenburg-Vorpommern am 17. 
Oktober 1991 mit den Stimmen aller Frak- 
tionen (CDU, SPD, PDS, FDP) dem Bau 
eines Zwischenlagers in Greifswald zuzu- 
stimmen, wenn darin nur Atommüll aus den 
Atomkraftwerken Greifswald und Rheins- 
berg, das ebenfalls abgerissen werden soll 
und juristisch zum AKW Greifswald 
gehört, eingelagert wird. Ein Kompromiß 
schien gefunden, mit dem die Mehrheit der 
Bevölkerung und 


alle großen Par- 
teıen leben konn- 


ten. 

Am 12. Dezem- 

ber 1991 fand in Der 

Greifswald eine 

öffentliche Ver- LLÄR ' 
anstaltung statt, REISSE N D Eh - 
zu der der \% - 2 
Betriebsrat der | 
Energiewerke strom wirdh 


Nord (des Kern- 
kraftwerkes 
Greifswald) gela- 
den hatte, um 
“allen Bürgern 
sach- und fachge- 
rechte Informatio- 
nen’ anzubieten. 
Geladene Refe- 

renten waren je ee 
ein Vertreter des 
Bundesumwelt- 
ministeriums, der 
Betriebsleitung 
des Kernkraftwer- 
kes und der 
Gesellschaft für 
Nuklearservice 
(GNS). 

Aufschlußreich 
an den Aus- 
führungen der 
einzelnen Redner 
war nicht, was sie 


a 
vr 
or 
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sagten, sondern vielmehr, was sie nicht sag- 
ten, konstatiert Detlef Rieck, 2. Vorsitzen- 
der der Bürgerinitiative Kernenergie e.V. 
Greifswald. Deutlich herauszuhören gewe- 
sen sei die Absicht, auf dem Gelände des 
Kernkraftwerkes Greifswald ein atomares 
Zwischenlager -so groß wie möglich- zu 
errichten. Begründet wurde dies einzig mit 
dem Hinweis auf die höhere Rentabilität 
größerer Anlagen. Weiterhin sei klar zum 
Ausdruck gebracht worden, daß in einem 


Über die Gewalt 


sr ER» PpTT 


Er H 
SS 


— 1... 


Bert Brecht} 
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solchen Zwischenlager keineswegs nur 
Atommüll gelagert werden soll. Der Vertre- 
ter der GNS erklärte ausdrücklich, daß seine 
Firma überhaupt nur in Greifswald inve- 
stiere, wenn keine derartigen Einschränkun- 
gen bestünden. 

Damit ist der Beschluß des Landtags von 
Mecklenburg-Vorpommern, dem Bau eines 
Zwischenlagers nur unter der Maßgabe 
zuzustimmen, daß dort lediglich der Atom- 
schrott aus Greifswald und Rheinsberg zwi- 
schengelagert wird, nicht mehr das Papier 
wert, auf das er geschrieben wurde, fürchtet 
Rieck. 

Auf dem Forum des Betriebsrates am 12. 
Dezember 1991 wurde aber auch deutlich, 
daß es gegenwärtig ım Westen der Bundes- 
republik offenbar noch genügend freie 
Lagerkapazität für die hochradioaktiven 
Greifswalder Brennelemente gibt. Es ist 
nämlich sogar vorgesehen, die Greifswalder 
Brennelemente dorthin zur Zwischenlage- 
rung zu transportieren. Dafür solle dann zur 
“Kompensation” westdeutscher Atommüll 
in Greifswald eingelagert werden. 

Damit, so Rieck, ist jedoch auch das Argu- 
ment einer Minimierung der Transportwege 
für radioaktiven Abfall, wie es ursprünglich 
für den Bau des Zwischenlagers am Ort des 
Abrisses des Atomkraftwerkes Greifswald 
gebraucht wurde, hinfällig. 

Ihre schlimmsten Befürchtungen hinsicht- 
lich Sinn und Zweck des geplanten Zwi- 
schenlagers sıeht die Bürgerinitiative Kern- 
energie e.V. Greifswald jetzt bestätigt: Das 
Lager ist keineswegs zum Abriß des Atom- 
kraftwerkes Greifswald notwendig, sondern 


soll die Lagerkapazität für gesamtdeutschen 
Atommüll vergrößern, um den Betreibern 
der Kernkraftwerke trotz eines noch minde- 
stens mehrere Jahrzehnte fehlenden Endla- 
gers für hochradioaktive Brennelemente 
den Weiterbetrieb ihrer Anlagen zu sichern. 
Geplant sei das Zwischenlager auf dem 
Gelände des Atomkraftwerkes Greifswald, 
weil hier durch die vorhandene Infrastruktur 
und die Sanierungszuschüsse der Treuhand 
-das ist letztlich der Steuerzahler- mit gerin- 
geren Kosten gerechnet wird und weil man 
immer noch davon ausgehe, daß sich ein 
derartiges Projekt in den neuen Bundeslän- 
dern politisch leichter durchsetzen läßt als 
im Westen der Bundesrepublik. 
Innerhalb von vier Wochen erhielt die 
Greifswalder Bürgerinitiative 10.808 Pro- 
test-Unterschriften gegen den Bau eines 
bundesweiten atomaren Zwischenlagers in 
Greifswald/ Lubmin: 8639 Einwohner 
Mecklenburg-Vorpommerns, 2.131 weitere 
Bundesbürger und 38 Mitglieder schwedi- 
scher Initiativgruppen. 
An einer Aktionseinheit gegen das geplante 
Atommüllager beteiligten sich inzwischen 
54 Organisationen, darunter 45 regionale 
aus Mecklenburg-Vorpommern. Informa- 
tionen und Kontakt: Bürgerinitiative Kern- 
energie e.V. zur Förderung alternativer 
Energiekonzepte, c/o Rosmarie Poldrack, 
Fleischerstr.22, O-2200 Greifswald, Tel.: 
00(37)822/ 5798, Spendenkonto: 31003023, 
Prozeßkonto: 33003024, beide bei der 
Stadtsparkasse Greifswald, BLZ 130 51 
022. 

(aus: Strahlentelex März 1992) 


Totalverweigerer im Spanischen Staat 


Seit Januar wurden in Madrid, Zaragoza, 
Salamanca und Barcelona Totalverweigerer 
(insumisios) zur Mindeststrafe von 2 Jah- 
ren, 4 Monaten und 1 Tag verurteilt. Anfang 
Februar lautete das Urteil für einen Ersatz- 
dienstverweigerer in Burgos 5 Monate, in 
Donosti 1 Monat Gefängnis. Am 6. März 
wurde ın Madrid mit Juaki Arredondo der 
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erste Totalverweigerer sogar freigespro- 
chen. Der Richter Jose Luis Calvo Cabello 
erkannte die konsequente Gewissensbe- 
gründung an, die sich auch im Lebenslauf 
des Angeklagten widerspiegele. Er berief 
sich dabei auf das Verfassungsrecht, das 
“die persönliche Würde über die Interessen- 
des Staates stellt”’. Allerdings ging die 
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Staatsanwaltschaft bereits in Berufung. 

Am 19. Februar wurde Clemente Gar- 
cıa Dominguez von Sicherheitsbeamten in 
Zivil festgenommen, als er seinen Fall vor 
Gericht präsentierte. Er wollte die Anerken- 
nung als Totalverweigerer erreichen. Eine 
Solidaritätsdemo wurde währenddessen mit 
polizeilicher Knüppelgewalt auseinanderge- 
trieben. 

Am 25. Februar starteten 6 Verweige- 
rer, die seit einem Jahr untergetaucht waren, 
eine direkte gewaltfreie Aktion. Sie drangen 
ın die Militäradministration ein und entroll- 
ten ein Transparent. Die Militärpolizei 
drängte sie brutal nach draußen, verhaftete 
aber keinen. Währenddessen fand vor der 


Zufahrt eine Sitzblockade statt, Sprühaktio- 


nen und Flugblätter umrahmten das Ganze. 
Derzeit inhaftierte Totalverweigerer: 
Clemente Garcia Dominguez, Centro Peni- 
tenciario Provincial, Avd. de Aldehuela, s/n 
Salamanca 
Jose Luis Moreno Pestana, Prision Provin- 
cıal de Granada, GranadaJavier Zurbano 
Martinez, Prision Provincial de Pamplona, 
C) San Roque, Pamplona (Navarra) 
Antonio Oriol, Centro Penitenciario p., 
Avd. de America 80, 50007 Zaragoza seit 9. 
11.91 wegen Verweigerung beim Militär 
M. Angel Martinez Martin, Prision Provin- 
cial, Carretera de Almaraz Km. 2, 49002 
Zamora 
V. Daniel Azana Rodriguez, Centro Peni- 
tencıario La Torrecica, Carretera de Ayora 
Km 72, Albacete 
Josep Insa ı Vilanova, Jose Ainsa, Hugo 
Vila de la Cruz und Enric Blasco, Centro 
Penitenciario Valencia II, Carretera Nacio- 
nal 340, Picassent (Valencia) seit 8.5. 91 
wegen Totalverweigerung 
Frco. Javier Batres de Rojas, Celular II 
Celda 36, Prision de Sevilla I, C) Mariano 
Benlliure, 41005 Sevilla 
Antonio Garcia Quesada, Penal de San 
Anton, Carretera de Tentegorra, Cartagena 
(Murcia) seit 4.4.91 wegen Totalverweige- 
rung 
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Nach 2-3 Monaten kommen sie in den 
offenen Vollzug (Tercer Grado), d.h. sie 
müssen 4 Nächte pro Woche im Knast 
schlafen (24.00-7.00 Uhr). Insumisios wer- 
den auch eher auf Bewährung entlassen als 
andere Häftlinge. 


Desenmascaremos el 92 


Die Kampagne “Demaskieren wir “92” wird 
sich hauptsächlich mit folgenden Aktions- 
feldern befassen: 

l) Unterstützung der lateinamerikanischen " 
Kampagne “500 Jahre Widerstand der Indi- 
aner, der Schwarzen und des Volkes” gegen 
die Festlichkeiten des 500jährigen 
Jubiläums der “Entdeckung” Amerikas. 

2) Kritik an der EXPO ‘92 in Sevilla, an 
Olympia "92 in Barcelona, Kulturhauptstadt 
Europa: Madrid “92, am Hochgeschwindig- 
keitszug, der die Kultstätten Sevilla und 
Madrid verbinden soll 

3) Aufklärung über die Unfähigkeit der 
Marktwirtschaft und der Politik heutiger 
Regierungen, die ökologische Krise zu 
lösen - ın Bezug auf die Multi-techno-Show 
in Sevilla (EXPO ‘92) und die Welt- 
Umwelkonferenz der UNO (ECO ‘92) in 
Rio de Janeiro/Brasilien. 

4) Denunzierung der vom Norden gesteuer- 
ten Bevölkerungspolitik, Rassismus und 
Neue Weltordnung - keine neue Mauer zwi- 
schen Nord und Süd 

5) Gegenaktionen zum Vereinigten 
Europäischen Binnenmarkt von 1993, der 
die 2/3-Gesellschaft stabilisiert, regionale 
Gegensätze vertieft und verschärft auf 
Umwelt und Gesellschaft einwirkt 


Dafür gıbt es folgenden Zeitplan: 

10.-18. April Europäische Karawane gegen 
‘92 von Guadalquivir nach Sevilla 

18. Aprıl San Lucar: Schiffs/ Bootsdemon- 
stration, die am 19. 4. Guadalquivir erreicht 
(Gegenaktion zur spektakulären Anlandung 
der “Kolumbus” in Guadalquivir) 
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18.-24. April Sevilla: Internationales Soli- 
daritätstreffen, Aktionstage gegen EXPO, 
Diskussionen, Ausstellungen 

24.-26. April Madrid: Versammlung der 
“Koordination der Homosexuellen Befrei- 
ungsbewegungen des Staates Spanien” 
einschließlich Demo und Party 

April in Madrid: Mobilisierung gegen die 
Inbetriebnahme des Hochgeschwindigkeits- 
zuges (TAV) am 19.4.92. Mittlerweile 
sichern bereits 3500 Soldaten die Trasse, 
die mitten durch die Natur gehauen wurde 
vor Anschlägen. 

Juni Madrid: Internationale koordinierte 
Aktion zur Demaskierung des ECO ‘92 in 
Rio de Janeiro 

Juli Madrid: Aktionen und Demos gegen 
die am 23./24. Juli stattfindende Ibero- 
Amerikanische Konferenz, die einen Ver- 
such darstellt, eine wirtschaftliche Einflußs- 
phäre in Lateinamerika zu schaffen 

Juli Barcelona: Gegenaktionen zu Olympia 
September Madrid: Alternative Energiekon- 


ferenz, parallel zur Welt-Energiekonferenz 
in Madrid 

Oktober Madrid: Internationaler Kongress 
über Soziale Bewegungen 

Dezember Madrid: Treffen zur Thematik 
“Vereinigter Europäischer Binnenmarkt - 
Auswirkungen auf Umwelt und Gesell- 
schaft” 


Kontakt: AEDENAT C/Campomanes, 13 2, 
28013 Madrid, tel. 91-5411071, fax: 91- 
5717108 

Zur Kampagne gehören AEDENAT, Ate- 
neo Libertario Centro, Causa Verde, Centro 
SocialMinuesa, CGT, CNT, COACUM, 
Colectivo Anarquista de Prosperidad, Del 
Rosa al Negro (Radio Carcoma), Escuela 
Popular de Prosperidad, Free Art Minuesa, 
JCML, La Radıkal Gai, Lucha Autonoma, 
Los Verdes, OHNG-Sur, Sabotaje 


Vom Skinhead zum Fascho 


Das Entstehen rechtsradikaler Strukturen in der DDR 
zwischen 1982 und 1989 


Auszug aus "Drahtzieher im braunen Netz. Der Wiederaufbau der NSDAP" 


“Militaristische und revanchistische Propaganda 
in jeder Form, Kriegshetze und Bekundung von 
Glaubens-, Rassen- und Völkerhaß werden als 
Verbrechen geahndet.” (Verfassung der DDR von 
1968, Kapitel 1, Artikel 5) 

Wie kommt es, daß trotzdem auf dem Gebiet der 
DDR ein so extremes Potential an Faschisten vor- 
handen ist, und auch schon lange vor Öffnung der 
Grenzen zur BRD vorhanden war? Wie war es 
möglich, daß in einem Staat, wo Antifaschismus, 
Internationalismus und Völkerfreundschaft zum 
höchsten Gut erklärt wurden, kaum daß dieser 
zusammenbricht, Menschen, die dort geboren 
wurden und aufwuchsen, von Nationalismus und 
Fremdenhaß erfaßt werden? 

Um verstehen zu können, wie in dieser ehemali- 
gen DDR eine Situation wie die aktuelle entstehen 
konnte, muß man einen Blick auf das werfen, was 
die DDR tatsächlich war. 
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Der “Erste Arbeiter- und Bauemstaat auf deut- 
schem Boden” war ein Staat, der sich von Anfang 
an gegenüber den anderen “realexistierenden” 
sozialistischen Staaten hervortat. Ständig wurde 
betont, die zehntstärkste Industriemacht der Welt 
zu sein. Individualität im Denken und Handeln 
der Menschen wurde nicht zugelassen. Die Staats- 
lenker schotteten sich von der Mehrheit des 
Volkes ab und lebten im Wohlstand. In diesem 
Staat wurden alle Konflikte und sozialen Span- 
nungen unter einer Käseglocke gehalten, mit phy- 
sischer Gewalt, mit Lügen und Betrug. Nach 
außen hin wurde immer wieder mit bombasti- 
schen Massenspektakeln ein glückliches Staats- 
volk vorgegaukelt, das in seinem Wesen jedoch 
allmählich den Charakter des Staates annahm: den 
Hang zum Preussisch-Deutschen, ohne Individu- 
aliısmus, den Hang zum Einheitsbrei. 
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Dies war zum einen Ursache und Nährboden für 
linken Widerstand in der DDR. Für die, die 
erkannten, daß dieser Staat nicht das war, wofür 
er sich ausgab - sozialistisch -, führte der Weg in 
die Friedensgruppen der Evangelischen Kirche, 
in die Subkultur oder aber in den Widerstand 
innerhalb der SED. 

Für viele andere vor allem junge Leute jedoch, 
begründete dieser Zustand den Schritt nach rechts 
außen. Oftmals war die “rechte” Orientierung 
sehr diffus, mit ungenauen Vorstellung vom 
Gegenstand. Oftmals geschah der Schritt nach 
rechts auch nur mit dem Wunsch, in einer Grup- 
pe Beachtung und Geborgenheit zu finden. 

Die FDJ als Massenorganisation mit einem 
Alleinvertretungsanspruch für die Jugend, sollte 
ein Ausscheren aus der von der SED vorgeschrie- 
benen Entwicklung verhindem und die Kinder 
und Jugendlichen so früh wie möglich politisch 
auf die DDR einschwören. “... Nur eine revolu- 
tionäre Arbeiterpartei vermag die Aktivitäten der 
Jugend auf ein einheitliches Ziel zu lenken und in 
die revolutionäre Gesamtbewegung einzuglie- 
dern. [...] Zu Recht sieht die Jugend unseres Lan- 
des im engen Zusammenschluß um die SED eine 
sichere Gewähr für ihre glückliche Zukunft. ...” 
(Honecker; Zur Jugendpolitik der SED; Seite 12) 
Das hieß auch, daß keine organisierten Aktivitä- 
ten außerhalb der FDJ geduldet wurden. 

Konnte man dies mit einigen Schwierigkeiten 
noch bis Ende der siebziger Jahre im Griff behal- 
ten, geriet die Entwicklung mit Beginn der acht- 
ziger Jahre zunehmend außer Kontrolle. In den 
Siebziger hatte sich bereits eine linke subkultu- 
relle Bewegung entwickelt, die den “staatlichen 
Organen” schwer zu schaffen machte. Hippis und 
Rocker beeinflußten das öffentliche Geschehen, 
Punks und Gruftis tauchten Anfang der achtziger 
Jahre massiv auf. Das SED-Wunschbild vom 
ordentlichen, sauberen, fleißigen Jugendlichen in 
FDJ-Bluse bröckelte auseinander. 

Wurzeln neofaschistischer Organisierung liegen 
in der DDR in der Skinheadbewegung, deren 
Anfänge in die Jahre 1982/83 zurückreichen. 
Immer mehr Jugendliche setzten in den Fußball- 
stadien ihren Alltagsfrust in Randale um. Und 
immer mehr Polizisten wurden nötig, um die Sta- 
dien ruhig zu halten. In dieser Zeit tauchten in 
Östberlin ausgerechnet beim Stasi-Fußballclub 
“BFC Dynamo” die ersten Skinheads auf. Dabei 
waren Einflüsse aus dem Westen ziemlich deut- 
lich. Die trotz des Mauerbaus weiterhin funktio- 
nierenden Kontakte vieler DDR-Bürger zu Ver- 
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wandten in der BRD trugen, wie bei allen ande- 
ren Jugendbewegungen vorher, auch hier Früch- 
te. Westeuropäische Modetrends wurden mit ein 
bis zwei Jahren Verspätung übemommen und 
beeinflußten die Jugend in der DDR maßgeblich. 
Die ersten Skinheads waren anfänglich nur an 
ihren Kahlköpfen zu erkennen. Bomberjacken 
und DocMartens waren nämlich für Ostler 
schwer zu haben. Wenn keine Westverwand- 
schaft die nötigen Dinge mitbringen konnte, 
mußten damals für eine Bomberjacke zum Bei- 
spiel etwa 500 bis 800 Ost-Mark hingeblättert 
werden. Dadurch wurden diese Dinge zu unge- 
heuren Statussymbolen. 

Was als Protest gegen das herrschende System 
begann, wurde schon bald mit einer ethischen, an 
den “guten preußisch-deutschen Werten” ausge- 
richteten Grundlage versehen. Hinzu kam die 
Provokation gegen ein zentrales Dogma des 
Weltbildes der DDR: den ausgestellten und 
institutionalisierten Antifaschismus. Die ostdeut- 
schen Skinheads machten zunächst durch ihre 
extrem hohe Gewaltbereitschaft auf sich auf- 
merksam. Dies wurde sehr schnell mit faschisti- 
schen und rassistischen Parolen verbunden und 
offen demonstriert. Derartiges war für die DDR 
völlig neu und folgerichtig erwies sich die Gesell- 
schaft vollständig überfordert. Die Elternhäuser 
konnten die Probleme ihrer Kinder ebenfalls 
nicht mehr abfangen, weil oft überhaupt nicht 
registriert wurde, daß es Probleme gab. Das alles 
war die Folge einer verödeten gesellschaftlichen 
Kommunikation. Überdies wurden viele Jugend- 
liche täglich mit Gewalt im eigenen Elternhaus 
konfrontiert. 

Die Gesellschaft, sozial zerstört wie sie war, 
schwieg diesen Protest tot und reagierte anson- 
sten restriktiv: als eine der ersten Maßnahmen 
wurden zum Beispiel die Innenstädte für derarti- 
ge Jugendliche (inoffiziell) gesperrt, die FDJ- 
Jugendklubs blieben ihnen verschlossen. Und 
das, obwohl nur ein kleiner Teil der Skinheads 
(damals ohnehin nur 5% der Jugendlichen) ihre 
Lebenshaltung eindeutig politisch definierte. 
Doch bei diesen sich rechts orientierenden 
Jugendlichen handelte es sich nicht nur um 
schlichte Gemüter, die in der stillen Kammer Hit- 
ler lesen und dann auf die Straße stürzen, um Bür- 
ger zu schrecken. Vielmehr waren es junge Leute, 
sehr wohl in der Lage, gesellschaftliche Zusam- 
menhänge zu analysieren, strategisch zu denken 
und situationsbedingt zu handeln. Um der zuneh- 
menden Repression zu entgehen, meldeten sich 
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zum Beispiel viele freiwillig für den längerdien- 
enden Wehrdienst. In den Offiziersschülerklassen 
der Betriebsberufsschulen war der Anteil rechts- 
radikaler Jugendlicher überdurchschnittlich hoch. 
Dies ist kein Widerspruch, denn es gibt eine neue 
Qualität in diesem Jugendprotest: in seinen mora- 
lischen Orientierungen kolportiert er die in der 
ostdeutschen Gesellschaft in der gesamten 
Honecker-Ära propagierten Wertemodelle. Die 
Jugendlichen fanden sich in ihrem Protest gegen 
den Staat in seltsamer Übereinstimmung mit dem 
Wertekanon, den auch ihre Eltem lebten. Die 
spießige Kleinbürgerlichkeit des “realexistieren- 
den Sozialismus in den Farben der DDR” zeigte 
im Verhalten eines Teils der Jugend ihre ge- 
walttätige Fratze. 

Mit dem Entstehen einer regelrechten Skinhead- 
Szene in der BRD und der DDR, ihrem zuneh- 
menden Rechtsruck und steigender Gewalt in den 
Stadien, interessierten sich zunehmend auch 
deutsche Neofaschisten für dieses Reknutierungs- 
feld. Mit dem Aufruf von Michael Kühnen, in die 
Fußballstadien zu gehen, begann das Sammeln 
von Anhänger unter den Fans nicht nur in der 
BRD. Es läßt sich nicht mehr nachvollziehen, in 


zwischen 1983 
und 1985 der damalige Ortsgruppen-"Führer” der 
NATIONALISTISCHE FRONT (NF), Andreas 
(Pohle) Pohl - Mitglied des Hertha-Fan-Clubs 
“Endsieg” und der Band “Kraft durch Froide” -, 
regelmäßig in Ostberlin war und dort Spiele des 
BFC Dynamo besuchte. 1986 oder 1987 schrieb 
Pohl im “Klartext”, dem Informationsblatt der 
NF, vom “festen Bündnis der Freundschaft, das 
sich leider, bedingt durch die Mordmauer, nur in 
Besuchen unsererseits ausdrückt”. Auch Christi- 
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an Franke von der Westberliner NF hielt persön- 
liche Kontakte zu BFC-Skinheads. Außerdem lie- 
fen über ausgereiste BFC-Fans briefliche Verbin- 
dungen. 1985 wurde gegen Pohl von den DDR- 
Organen ein Einreiseverbot ausgesprochen, die 
Verbindung brach trotzdem nicht ab. Diese 
Berührungen und Auseinandersetzungen hatten 
eine organisatorische Straffung der Skin-Szene 
zur Folge, wobei hinzu kommt, daß stärker poli- 
tisch orientierte Gruppen in Folge des staatlichen 
Druckes ohnehin zur Quasi-Konspiration 
gezwungen waren. 

Etwa im Jahr 1986 genügte es vielen politisierten 
Skinheads nicht mehr, sich außschließlich über 
ihr Skin-Sein zu definieren. Sie orientierten sich 
zunehmend an nationalsozialistischen Vorbildern 
und an dem, was sporadisch aus dem Westen 
herübersickerte. Es gab zwar nach wie vor noch 
Etliche, die nicht unbedingt auf Politik aus waren, 
dem gegenüber wuchs jedoch vor allem in Ost- 
berlin die Zahl derer, die Bereitschaft zeigten, 
sich in feste Organisationen zu fügen. In diesem 
Zeitraum vollzog sich dann auch die Gründung 
der ersten Berliner Strukturen mit parteiähnli- 
chem Charakter. Während beim BFC Jens Uwe 
Vogt fest die Zügel in der Hand hielt und derlose, 
nichtorganisierte Haufen Berliner Skinheads 
mehrheitlich auf ihn hörte, löste sich ein Teil der 
Lichtenberger Skins von der Szene und gründete 
1986 die “Lichtenberger Front” und später (1988) 
die “Bewegung 30. Januar”. Diese Gruppe orien- 
tierte sich an der FAP, blieb aber in relativer 
Nähe zu Vogt. Den Kem dieser Gruppe bildeten 
unter anderem Frank Lutz, Heiko Baumert, Ingo 
Haßelbach-Pfannschmidt und Andre Riechert. 
Sie vertrieben sich die Zeit hauptsächlich mit der 
Suche nach alten Wehrmachtswaffen. Gebuddelt 
wurde auf dem Gebiet der Kesselschlacht bei 
Halbe während des II. Weltkrieges. Durch Haus- 
suchungen wurden bei den Aktivisten der rechts- 
radikalen “Bewegung in der DDR” unter ande- 
rem sichergestellt: 2 Maschinengewehre, 5 Kara- 
biner, 2 Maschinenpistolen, 2 Handgranaten, eine 
nichtgenannte Zahl Panzerfaustköpfe sowie 
unzählige Mengen Munition. Außerdem fand 
man Bajonette, Stahlhelme, Uniformteile, Orden 
und andere Ausrüstungsgegenstände. 1987 und 
1988 kam es deswegen zu mehreren Strafverfah- 
ren, deren Urteile jedoch entweder zur 
Bewährung ausgesetzt wurden, wie bei Baumert, 
oder amnestiert wurden. 

Eine dritte Gruppe formierte sich in der Wuhlhei- 
de, in der Fan-Kurve des 1.FC Union. Diese klei- 
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ne Gruppe blieb unter sich, unabhängig von den 
BFC-Skins und den Lichtenbergem. Ihre Prota- 
gonisten orientierten sich nach der “Wende” in 
Richtung NPD und bilden jetzt hauptsächlich den 
Ostberliner Flügel der JN. 
Zunehmend kam es zu Angriffen auf Auslände- 
rInnen in der DDR. Die Zahl afrikanischer und 
vietnamesicher Staatsbürger bot den Nazi-Skins 
ein “unerschöpfliches Ziel”. Vor allem in Neu- 
baugebieten, in denen die Konzentration von 
Ausländerwohnheimen zu einen, und andererseits 
der der Anteil von Nazi-Skins stets sehr hoch 
war, häuften sich die Gewalttätigkeiten. Der hier 
erstmals zutage getretene latente Rassismus in 
der DDR-Gesellschaft wuchs seitdem kontinuier- 
lich an. 
Jedoch erst im Jahre 1987 wurde öffentlich davon 
Notiz genommen. Am Abend des 17. Oktober 
überfielen etwa 30 Skinheads ein Punkkonzert in 
der Ostberliner Zionskirche. Sie kamen von einer 
Abschiedsfeier für zwei “Kameraden”, die für 
ig 2” se zehn 
Jahre zur 
Armee 
gehen 
sollten. 
Mehr 
oder 
weniger 
besoffen 
und von 
den 
anwesen- 
ae den 
ER West- 
Nazis 
immer 
wieder angestachelt, wurde das Horst-Wessel- 
Lied abgesungen, “Sieg Heil” gebrüllt, der 
“Deutsche Gruß” gezeigt und mit unwahrschein- 
licher Brutalität auf Konzertbesucher aber auch 
unbeteiligte Passanten eingeschlagen. Das mußte 
öffentlich werden. Plötzlich wurde in verschie- 
densten Medien der DDR über Skinheads berich- 
tet, die das “sozialistische Zusammenleben der 
DDR” störten. Allerdings wurde nur von Rowdy- 
tum geredet, nicht von Neofaschismus - weil 
eben nicht sein konnte, was nicht sein durfte. 
Interessant ist, daß die in den Seitenstraßen der 
Zionskirche postierte “Volks”-Polizei - das war 
war bei Oppositionsveranstaltungen stets üblich - 
nicht eingriff. Weiterhin ist bis heute nicht klar, 
wieso die beim Überfall anwesenden West-Nazis 


Ronald Busse 
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anschließend unbehelligt wieder in den Westen 
zurückkehren konnten. Erst nach einigen Tagen 


Überfall 
auf das 
Konzert 
verhaftet. 
"= Vier Perso- 
= nen wurden 
in einem 
aufwendi- 
gen Schau- 
=. prozeß ver- 
urteilt. Die 
& Angeklag- 
® ten Sven 

Ebert, 

Ronny 
Busse und Frank Brand waren damals schon 
keine kleinen Lichter. Sie gehörten neben dem 
des Überfalls wegen kurzzeitig festgenommenen 
aber erstaunlicher Weise trotz Zeugenaussagen 
nicht angeklagten Voigt, zum harten Kem der 
BFC-Skins. Die vier Angeklagten erhielten Stra- 
fen zwischen 12 Monaten und 2 Jahren wegen 
“Rowdytum”, die allerdings nach Berufung durch 
die Staatsanwaltschaft beträchtlich nach oben 
korrigiert wurden. Die Rolle von Jens Uwe Voigt 
war in diesem Zusammenhang für alle Beteiligten 
und die Prozeßbeobachter äußerst mysteriös. Als 
er plötzlich von der Bildfläche verschwand, war 
dies Anlaß für viellerlei Verdächtigungen; von 
Verrat war besonders unter “Kameraden” die 
Rede. Stasi-Gerüchte machten die Runde. Auf die 
seitdem unbeantworteten Fragen fand die Illu- 
strierte “Prinz” in ihrer Ausgabe 17/91 eine Ant- 


Sven Ebert 


wort: Voigt soll seit 1982 inoffizieller Mitarbeiter 


der Staatssicherheit gewesen sein, hieß es dort. 
Weiter wurde behauptet, Voigt sei speziell in 
Strategie und Taktik, Psychologie und DDR- 
Recht geschult worden, um die BFC-Fans im 
Sinne der Stasi zu lenken und zu kontrollieren. 
Trotzdem reiste Voigt 1988 nach Westberlin aus. 
Über seine Verbindungen zu Pohl und Franke 
stieg er innerhalb der NF-Berlin schnell zum 
Kader auf und versuchte schließlich, Pohl den 
Rang abzujagen. Während dieser Zeit hielt Voigt 
weiterhin intensive Kontakte zu “seinen” Fans 
vom BFC. Beweise für Voigts Kontakte zur Stasi 
ist auch “Prinz” schuldig geblieben. Eine Klage 
gegen die Illustrierte hat Voigt gewonnen. 

Angenommen werden muß trotzdem, daß staatli- 
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REN : rechtsradi- 
" kal orientie- 
&® render 
ESS Jugendli- 
S nicht 


BE ungelegen 
"kam. Auf 
diese Ar 
waren im 
weitesten Sinne “links”oppositionelle Jugend- 
liche wirksamer und besser im Zaum zu halten, 
als durch massiven Einsatz offen repressiver Mit- 
tel. Für diese Annahme spricht einerseits die 
soziale Herkunft vieler Skinheads: in Berlin (aber 
nicht nur dort) kamen überproportional viele aus 
Familien, in denen die Eltern entweder im Sicher- 
heitsapparat oder direkt im Parteiapparat Funk- 
tionen bekleideten. Zum anderen erfüllten die 
Auseinandersetzungen zwischen “linken” und 
“rechten” Jugendlichen auch die Kriterien der 
MfS-"Richtline Nr. 1/76 zur Bearbeitung Opera- 
tiver Vorgänge:[...] Beschäftigung von Gruppen, 
Gruppierungen und Organisationen mit ihren 
intemen Problemen mit dem Ziel der Einschrän- 
kung der feindlich-negativen Handlungen|...]”. 
Diese Richtlinie ist besser bekannt unter dem 
Kürzel “Zersetzung”. Die vom MfS angelegte, 
etwa 700 Namen umfassende “Skinhead-Kartei” 
war einer der ersten, die nach dem vorgestäusch- 
ten Sturm auf die Berliner Stasi-Zentrale vemich- 
tet wurde ... 

Anfang 1988 erregte ein weiterer spektakulärer 
Fall die Gemüter. Ende Februar, Anfang März, 
wurde der alte jüdische Freidhof von Ostberlin 
geschändet. Insgesamt 219 Grabsteine wurden 
umgestoßen. Einer der Täter war auch Frank Lutz 
- das Gericht stellte später fest, bei ihm habe es 
sich um den Anstifter gehandelt. Unter dem 
Zwang der öffentlichen Empörung reagierte der 
Staat gegenüber seinen ungeliebten Kindem mit 
drakonischer Härte: Haftstrafen von bis zu sechs- 
einhalb Jahren wurden gegen die jugendlichen 
Angeklagten verhängt. Zwei von ihnen saßen in 
Bautzen Il ein, in Einzelhaft. 

Selbst, nachdem nun nichts mehr zu vertuschen 
war, wurde es in bewußter Verdrehung der Tatsa- 


Jens-Uwe Voigt 
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chen als Erfolg gefeiert, daß der “antifaschistisch- 
demokratische Schutzwall” die Neonazis aus dem 
Westen fernhielt. Allen voran betrieb das 
“Kampfblatt” der FDJ - die “Junge Welt” - 
“Ursachenforschung”: Schuld an diesen Aus- 
wüchsen sei vor allem der übermäßige Genuß des 
Westfersehens. Von allein würden “unsere 
Jugendlichen nicht auf solche Gedanken kom- 
men’. Darüberhinaus versuchte man, die durch 
die öffentliche Resonanz peinliche Sache unter 
den Teppich zu kehren. Polizeiliche Arbeitsgrup- 
pen, die in ihren Untersuchungen zu dem Ergeb- 
nis kamen, daß es sich bei dem Rechtsradikalis- 
mus von DDR-Jugendlichen um ein in oben ski- 
zzierter Form um ein “eigenständiges DDR-Pro- 
blem” handele, wurden kurzerhand aufgelöst. 
Aber auch außerhalb Ostberlins gewannen die 
Skinheads an Zulauf. In Halle dominierten sie bis 
1988 das Straßenbild, bis sich die dortigen Punks 
zu einem “Skinhead-Vemichtungs-Kommando” 
(SVK) zusammenschlossen und die Skins von 
der Straße prügelten. In Sachsen und Thüringen 
wurden Skins zunehmend dominierend. In Wei- 
mar betrug ihre Zahl Mitte 1989 fast 300. Auch 
dort bestanden relativ frühzeitig Kontakte in die 
Bundesrepublik. In der Kreistadt Wolgast im 
Bezirk Rostock flog im August 1989 eine SS- 
DIVISION WALTER KRÜGER auf, die sich 
intensiv der “Pflege faschistischer Traditionen, 
insbesondere der SS” gewidmet hatte. Mitglieder 
der über ein Jahr bestehenden, straff organiserten 
Gruppe waren unter anderem Lehrer und städti- 
sche Beamte. 

Nach öffiziösen Zahlen wurden im Jahr 1988 185 
Vorgänge mit rechtsradikalem Hintergrund regi- 
strieret und 44 Verfahren eingeleitet. 1989 waren 
es dann bis zur Öffnung der Grenzen rund 300 
Vorgänge, aus denen 144 eröffnete Verfahren 
resultierten. 
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LeserInnenbriefe 


Im “telegraph” 3/92 v. 2.3. bringen Sie auf S. 44 
ein Diskussionspapier der Umwelt-Bibliothek 
und distanzieren sich eingangs inhaltlich von 
demselben. 

Meiner Meinung nach trifft der Text 
jedoch genau den Nagel auf den Kopf, ist jeden- 
falls exakt meine persönliche Befindlichkeit. 

Ich wünsche dem “telegraph” bzw. seinen 
Mitarbeiter(innen) ebenso wie denen der 
Umweltbibliothek von ganzem Herzen alles 
Gute und mir mehr solche ehrlichen Artikel, 
wie 0.a. “Diskussionspapier”. 

H. Jaeger, Weißwasser 


Zwei Briefe aus Erfurt: 


Liebe Leute! 

... Bis vor einem halben Jahr hatten wir Räume 
im AJZ. Die Zusammenarbeit mit dem AJZ war 
für uns schon immer schwierig, weil die Atmos- 
phäre geprägt war von der patriarchalen und 
hierarchischen Struktur innerhalb der Entschei- 
dungsgremien. 

Die “CHEFS” des AJZ entschieden bei 
Verhandlungen mit der Stadt über das von Räu- 
mung bedrohte AJZ, sich auf ein Objekt außer- 
halb der Innenstadt einzulassen. Dabei ließen 
sie sich von Versprechungen, ABM-Stellen, 
städtischen Geldern beeinflussen. Zur Jahres- 
wende kam es dann zum entscheidenden Kon- 
flikt. 

Eine Gruppe von Leuten wollte im neuen 
Projekt endlich anfangen, linke politische 
Jugendarbeit zu machen. Auf der VV wurde die 
Forderung nach Räumen abgelehnt, weil noch 
keine ABM-Stellen genehmigt wären und noch 
keine Gelder flossen, außerdem sollte erst das 
ganze Haus renoviert werden. 

Das führte dann zum ersten großen offizi- 
ellen Austritt, der aber sowieso nur Ausdruck 
einer langen steilen Entwicklung war. Am 1. 
Januar wurde um 7 Uhr das Haus in der Lassal- 
lestr. 57 besetzt. Der Infoladen bekam hier 
Räume. Nach einem Monat ohne Störungen sei- 
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tens Bullen, Nazis oder Stadt, denken wir, daß 
wir Euch die Adresse schicken können. Dazu 
kommt, daß laut Postverantwortlichem im AJZ 
seit 6 Wochen keine Post ankommt. Kann 
eigentlich nicht sein! Das AJZ hat übrigens 2 
Wochen nach der erfolgreichen Besetzung 
angekündigt, statt dem halben Jahr Bauphase 
die Eröffnung auf den 1. Februar zu legen. Was 
auch passierte. Wir sind jedoch froh über unse- 
ren Ausstieg und zeigen der Szene, daß es auch 
völlig ohne städtische Gelder geht.... 

Infoladen Erfurt, Lassallestr. 57, 0-5020 Erfurt 


Liebe Leute! 

Seit dem 31.1.1992 ist Erfurt (Thüringen) wie- 
der einen Besuch wert. Das Autonome Jugend- 
zentrum, lange vermißt, öffnete erneut seine 
Pforten in einem neuen Haus. Nach halbjähri- 
gem Hick-Hack mit Stadt- und Landesvätern 
war es endlich geschafft - die Besitznahme des 
neuen, nicht unscheinbaren Objektes. Ungeach- 
tet des Spruches “Ohne Moos nichts los”, ent- 
standen in Kürze Cafe, eine große Bar sowie ein 
Bandproberaum. Unser Ziel ist es, ein freies 
Jugendzentrum aufzubauen, gemäß unseren 
Prinzipien: Antifaschismus, Antirassismus, 
Antisexismus, Antiimperialismus. “Frei” heißt 
für uns, offene, attraktive Jugendarbeit, Einbe- 
ziehung von Suchtgefährdeten, Hilfe bei sozia- 
len Problemen aller Art. Die Zukunftsträume 
sind groß: Einrichtung altemativer Werkstätten, 
inklusive Künstlerateliers und Ausstellungs- 
möglichkeiten, Beratung, Selbstverteidigungs- 


kurse, Bandkeller... Leider haben auch wir das | 


bekannte Problem der Finanzen. Unser nächstes 
Ziel ist die Einrichtung eines Infoladens, inklu- 
sive Bibliothek und Infothek, in dem verschie- 
dene Veranstaltungen laufen werden: Lesungen, 
Diskussionen, Filmvorführungen, Seminare, 
Beratung. Zur Einrichtung dieses Infoladens 
bitten wir Euch um Unterstützung. Es betrifft 
Zeitungen, Infomaterial, Literatur zu politi- 
schen, sozialen und anderen brisanten Themen 
sowie Aufnäher, Aufkleber, T-Shirts gegen 
Faschismus u. ä. . Gleichzeitig bitten wir Euch 
um möglichst kostengünstiges Material. 
Autonomes Jugendzentrum Erfurt e.V., Voll- 
brachtstr. 01, 0-5061 Erfurt, Tel.: 714497 
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TERMINE 


Anti-AKW-Gruppen im Osten gesucht 


Die INITIATIVE GEGEN ATOMTOD sucht 
den Erfahrungsaustausch mit entsprechenden 
Gruppen aus der Ex-DDR. Sie trifft sich jeden 2. 
Mittwoch 19 Uhr im Anti-Atom-Büro, C3, 19 
(Hinterhaus), W-6800 Mannheim 1, _ tel. 
0621/621342. 

“Eine Zusammenarbeit halten wir auch deshalb 
für dringend erforderlich, damit keine Aufspal- 


tung in sichere (West!) und unsichere (Ost!)- 
N AKWvs stattfinden kann." 


6. Tschernobyl - Jahrestag 

25. April 13.45 Ceske Budejovice (Budweis), 
Großveranstaltung für eine atomfreie Zukunft. 
Aktiv gegen Strahlung e.V. c/o Ökodorf, Kurfür- 
stenstr. 14, W-1000 Berlin 30, tel. 2616252 (Jutta 
und Elke) plant am 

25. April eine Benefizveranstaltung im Berliner 
Tempodrom. Anlaß ist die Kampagne zum Aus- 
stieg aus der Atomenergie bzw. gegen die Novel- 
lierung des bundesdeutschen Atomgesetzes. 

Der Erlös des Festes soll zu je 1/3 an Kinder-von 
Tschernobyl-Projekte, an die Hahn-Meitner-For- 
schungsreaktor-Initiative und an die Anti-Atom- 
Gruppen in Berlin gehen. Bekannte Künstler, 
RednerInnen und HelferInnen werden noch 
gesucht u.a. auch Demonstrationsmodelle für 
alternative und erneuerbare Energien. 
UnterstützerInnen sind bisher: BUND, Energie- 
politischer Ratschlag, Ärzte gegen Atomenergie”, 
Ökodorf, Stiftung Naturschutz, Verein zur Förde- 
rung der Solarenergie in Verkehr und Sport, 


® “Mehring-Hofrad”, Friedensinitiative Zehlendorf 


u.a. 


8.-10. Mai Dresden, Treffen der AG gegen 
HochTemperaturReaktoren, veranstaltet von der 
Grünen Liga in O-8010 Dresden, Friedrichstr. 57, 
tel. 0051/4327586. 

29.-31. Mai Bundeskonferenz der Anti-AKW- 
Bewegung, Kath. Studentengemeinde Münster, 
Frauenstr. 3-7. 

Freitag 18.00 Uhr Beginn. Folgende AG’s sind 
geplant: Situation in der Ex-DDR/ Atompro- 
gramm 2000/ Zustand,Ideologie, Perspektive der 
Bewegung/Standorte/Opfer von 
Tschernobyl/Niedrigstrahlung/ Novellierung 
Atomgesetz 
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20. - 27. September, Berlin, “Achtung vor dem 
Leben. Verantwortung für die Erde” Zweite 
Weltkonferenz der Strahlenopfer, Kontakt: 
Gesellschaft für eine nuklearfreie Zukunft, Hoch- 
städter Str.3, 1000 Berlin 65, Tel. 4554691 


Umwelt-Bibliothek, Schliemannstr.22, O-1058 
Berlin: 

8.4.92 20 Uhr Gemot Jochheim (Friedensfor- 
scher): “Traum und Tat’’- Wege des gewaltfreien 
Widerstandes. Lesung und Gespräch. Besonderes 
Augenmerk auf dem Kapitel “Schwerter zu 
Pflugscharen - Jena im Februar 1983”, Gespräch 
mit damals Aktiven. 


Förderverein Gedenkbibliothek zu Ehren der 
Opfer des Stalinismus, Hausvogteiplatz 3/4, O- 
1080 Berlin, Tel.2082339 

jeden 1. Montag im Monat 14-16 Uhr Begegnung 
ehemaliger politischer Häftlinge, vom SED-Regi- 
me Betroffener 

2.4. 19 Uhr “Hammer, Sichel, Davidstern” Juden- 
verfolgung unter Stalin. Ein Gespräch mit Chri- 
stoph Links, Verleger. 

9.4. 19 Uhr “Die unheilige Allianz von Kirche 
und Stasi” Referent: Pfarrer Dietmar Linke 
(Autor des Buches “Niemand kann zwei Herren 
dienen’) 

7.5. 19 Uhr “Ermutigung als Widerstand”, Jürgen 
Fuchs stellt sein literarisch-philosophisches Vor- 
bild Manes Sperber (1905-1984) und dessen Wir- 
kung im real existierenden Stalinismus vor 

21.5. 19 Uhr Karl Wilhelm Fricke spricht über 
sein jüngstes Buch “MfS intern” (Macht, Struk- 
turen, Auflösung der Staatssicherheit) 
Begegnungszentrum Wege zur Gewaltfreiheit, 
Eisenbahnstr. 20, O- 1200 Eberswalde-Finow, 
Tel. 22398 

8.4. 19.30 Uhr Gesprächskreis “Ohne Gewalt 
leben” No.19: “Ich will nicht zum Bund” mit 
Film: “Der unbequeme Weg” von Michael Enger 
über Totalverweigerung in Ost und West. 

23.4. 19.30 Uhr Gesprächskreis “Ohne Gewalt 
leben” No.20: Carsten Rostalsky - Vortrag mit 
Dias “Begegnungsfahrt nach Israel/Palästina” 
Seminar-Vorankündigung! 

8.-10.5.92 “Pfade in Utopia- Genossen- 
schaftsprojekte ohne Dogma bei Buber und Lan- 
dauer” mit Ch.Bartolf vom Gandhi-Informations- 
zentrum. Wochenendseminar in 1281 Ruhlsdorf/ 
ausführliche Beschreibung beim Begegnungszen- 
trum anfordem 
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BAOBAB - Infoladen Eine Welt, Winsstr.56, O- 
1055 Berlin: 

7. April “Kontinuität des Kolonialismus?! EG 
und “Dritte Welt” 

8. Mai “Im Würgegriff’ Osteuropa und die neue 
europäische Großraumordnung 


Werkstatt für Gewaltfreie Aktion Baden, Römer- 
str. 32, W-6900 Heidelberg, Tel. 06221/161978 
27.-30. April Ludwigshafen, Seminar: Streitbarer 
Pazifismus 

9.-10. Mai Mannheim, Seminar: Abrüstung auf 
der Straße (Gewaltfreiheit gegen Autowahn) 


Fränkisches Bildungswerk für Friedensarbeit 
e.V., Kaulbachstr. 22, 8500 Nürnberg 10, 
0911/362633 

24.-26. April Nümberg, Anti-Rassismus-Werk- 
statt 

30.4.-3. Mai bei Prag, Lernen vom Nachbar, mit 
Deti seme (Kinder der Erde) - Austausch sozialer 
gewaltfreier Bewegungen 

8.-9. Mai Nürnberg, BZ, Untere Talgasse 8, 
“Männliche Gewalt” (nur für Männer) 

8.-14. Juni Weiler-Bremenried/Allgäu, Kulturel- 
le und politische Identität Europas im Kontext der 
500 Jahrfeiern zur Entdeckung Amerikas 

26.-28. Juni Nürnberg, Ökozentrum, Hessestr. 4, 
“ Anarchie - jetzt oder wie?” mit Horst Stowasser 
(Projekt A), Wespe e.V. 

26.-28. Juni Zwickau, “Der Versuch einer 
Annäherung” (Frauenwochenende) 


Kurve Wustrow, Kirchstr.14, W-3135 Wustrow, 
05843/507 

25. April “Vergewaltigertherapie ohne Frauen - 
Geht das?” 

15.-17. Mai “Von der gewaltlosen Selbsthilfe zur 
Graswurzelrevolution” 

9.-12. Juni “Zwischen Multikultur und Fremden- 
hatz’” 

26.-28. Juni Gewaltfreie Aktion für Neugierige 


Gleisdreieck, Borriestr. 28, 3000 Hannover 81, 
0511/8387177, 24.-26. April Computerseminar 
13.-15. Mai Antifaschistischer Jugendkongress 


4. April ab 11 Uhr Berlin, Haus der Demokratie, 
Friedrichstr. 165, U-Bhf. Französische Str. Über- 
regionale Konferenz der GRÜNEN JUGEND 
e.V. Anmeldung: GRÜNE JUGEND e.V./ Netz- 
werk ökologischer Jugendinitiativen, Unter den 
Linden 36/38, O-1086 Berlin, Tel: Ost-Berlin 20 
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340-537 

6. Aprıl 20.00 Uhr Berlin Infocafe “Bambule' am 
Senefelderplatz: Alle Macht den Räten!! 

Zu Ehren des Ausrufens der Münchner Räterepu- 
blik, gleichzeitig zum Geburtstag Erich Müh- 
sams: Vertonte Gedichte von Mühsam, Spre- 
chimprovisationen über die Münchner Räterepu- 
blik und viel Spaß. 

6. April 19.00 Berlin, P.-Robesonstr. 44 (AG 
Kain Zwang), Kriegsdienstverweigerer-Berater- 
treffen 

9. April 20 Uhr Jena, Bündnis90 - Gespräch zur 
Hochschulpolitik, Grünes Haus, Fürstengraben 
30 2 
10. April 20 Uhr Hoyerswerda, Jugendclub 4 
LAden, Hufelandstr. WK Se; Dok-Film über den - 
Raubbau in der Lausitz: “Schmerzen der Lau- 
sitz’, Gespräch mit dem Regisseur und dem Lie- 
dermacher Gundi Gundermann 

11. April 11 Uhr Straubing, Marktplatz, Demo 
zum Knast für die Freilassung Bernd Rössners 
(Gefangener aus der RAF, seit 17 Jahren inhaf- 
tiert, haftunfähig) 

14. April LiteraturWERKstatt Berlin, Majakows- 
kiring 46/48, O-1110, Friedrich Schorlemmer - 
Hermann Kant (Gespräche zur Selbstaufklärung) 
17. April Berlin, Literaturcafe “Wolkenbügel”, 
C.-Blenkle-Str. 1, O-1055, Peter “Schappy” 
Wawerzinek “Jesus in der Kneipe” 

18. April Halle Friedensfest in der Kellnerstr. 
23. April 21.00 Uhr Franz-Club, O-1058 Berlin, 
Schönhauser Allee 36-39, Das “Willem-Breuker- 
Kollektief”' (NL), wer's nicht kennt, muß es ken- 
nenlemen! 

24. April Berlin “Wolkenbügel” (s.o.), Zyankrise 
- ein junger Verlag stellt sich vor: Herr Horst- 
"Mein Mampf”, P.Gläser-"Der Freund der Tod”, 
D.Charms “Blaues Heft Nr. 10”, Herr Lorenz- ( 
"Tour der Steine” | 
25. April Berlin “Wolkenbügel”: Friederike May- 
röcker (Österreich) 

24.-26. April Halle, ESG, Puschkinstr. 27, Semi- 
nar: Beratung von Kriegsdienstverweigerern mit 
Rechtsanwalt Günter Werner, Peter Tobiassen 
(Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegs- 
dienstverweigerer), Anmeldung: Micha Bräunig 
(Friedenskreis Halle), Gr. Klausstr. 11, O-4020 
Halle, Tel. 0046/28133 (mo 17-20 Uhr) 

28. April Infoladen “Dritte Welt”, Thomasstr.11- 
13, 1000 Berlin 44 “Weltmacht D-Mark ?” Die 
geplante EG-Währungsunion und ihre Innen- und 
Außenwirkungen. 

30. April - 3. Mai Bundestreffen der Totalverwei- 
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gerer in Bremen, Wehrschloss, Hastedter Öster- 
deich 230, «(Stadtteil Peterswerder), Tel. 
0421/4963078 

Kontakt: Ivo Steinbach, Bremerhavener Str. 65, 
W-2800 Bremen, Tel. 391857 

1.-3. Mai Anarchistisches Treffen in Frankreich, 
Humeurs Noires F A, BP 79, F-59370 Mons en 
Bardeul 

8.-9. Mai Münster Aktion gegen Wirtschaftsgip- 
fel, 025 1/662066 

9.-10. Mai Berlin, Haus der Demokratie, Frie- 
drichstr. 165, Seminar zur Beratung von (totalen) 
Kriegsdienstverweigerem 

Kontakt: Micha Baehr, Neues Forum/AG KAIN 


: ZWANG, Friedrichstr. 165, O-1080 Berlin, Tel. 
’ Ostberlin 2292317 oder Freundeskreis Wehrdien- 


sttotalverweigerer/innen, Christburger Str. 31, O- 
1055 Berlin, donnerstags 19.00-21.00 oder Kam- 
pagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und 
Militär, Tel. Westberlin 8621331 

9.-10. Mai Münster “1492-1992: 500 Jahre kolo- 
nialistische Politik - Reparationen für die “Dritte 
Welt” als Entschädigung für Sklaverei, Kolonia- 
lismus und den Verlust kultureller Identität !?”, 
Tagung mit Gästen aus Lateinamerika, Afrika, 


8. April 1992 20 Uhr 
Lesung und Gespräch 
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Veranstaltungen in der 
Umwelt-Bibliothek Berlin: 


Gernot Jochheim (Friedensforscher): 
"Traum und Tat” - Wege des gewaltfreien Widerstands 


Es handelt sich hierbei um das erste Jugendbuch im deutschsprachigen Raum, dessen 
Erzählungen die Idee der Gewaltfreiheit vermitteln. Erschienen im Februar 1992 im 
Stuttgarter Hoch-Verlag. Besonders Augenmerk wird auf das Kapitel "Schwerter zu 
Flugscharen - Jena im Februar 1983" liegen. Damals Aktive werden anwesend sein. 


Die Umwelt-Bibliothek und das Matthias Domaschk-Archiv sind 
Dienstag & Donnerstag von 17-21 Uhr geöffnet 
Das Cafe in der Umwelt-Bibliothek hat 
Di & Do 17-24 Und Mi & Fr 20-24 Uhr geöffnet. 


USA, Anmeldung: AKAFRIK, Albersloher Weg 
27, W-4400 Münster, Tel. 661116 

8.-10. Mai Dresden “Elbe - Fluß oder Kanal?” 
Pro und Kontra zum geplanten Elbeausbau. 
Tagung der Ev. Akademie. Anfragen und Anmel- 
dungen an: ÖkoProjekt Elberaum, Winterbergstr. 
26, O-8020, Tel. 2326113 

15. Mai Aktionen zum Intemationalen Tag der 
Kriegsdienstverweigerer/innen: “Asylrecht für 
Deserteure” 

23. Mai “Verkehr und Umwelt” Rechtliche Mög- 
lichkeiten der Einflußnahme auf Verkehrsströme. 
Organisiert vom Institut für Umweltrecht (TUR), 
Bremen und Arbeitskreis Umwelt und Recht, 
Berlin (AKUR), Tagungsort: Berlin, Technische 
Universität(TU) im Mathematikgebäude, Straße 
des 17.Juni. Anmeldungen: Institut für Umwelt- 
recht/ Walsroder Str. 12-14/2800 Bremen 
Teilnahmekosten: pro Person 20,-DM 

26.-28. Juni Ökumenische Werkstatt Wuppertal, 
Seminar zur Gewaltfreiheit und Kriegssteuerver- 
weigerung 

Kontakt: Netzwerk Friedenssteuer, Werwolf 57a, 
W-5650 Solingen 1, Tel. 0212/591648 
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Berichtigungen 


In den letzten Heften sind uns einige Fehler 
bzw. Ungenauigkeiten unterlaufen, die wir 
ım folgenden richtig stellen wollen: 


Im Novemberheft 1991 berichteten wir auf 
S. 29 über Tendenzen von Ökofaschismus 
und dıe Gefahren der Unterwanderung von 
Ökologiebewegungen durch Rechtsradika- 
le. Dabei war u.a. die Rede von der Zeit- 
schrift Ökostroika. Diese war im Zusam- 
menhang mit der ÖDP genannt worden. Wir 
hatten diese Zeitschrift versehentlich in 
Leipzig angesiedelt, sie erschien natürlich 
ın Freiberg. Wie uns die Macher dieser Zeit- 
schrift, die jetzt mit der Zeitschrift Bündnis 
2000 zu "quer." fusionierte, mitteilten, 
erhielten sie kurz nach der Wende einen 
verzinsten Kredit von der ÖDP und veröf- 
fentlichten eine bezahlte Anzeige dieser 
Partei. Sie hatten dabei mit dem Freiberger 
Ortsverband der ÖDP zu tun, der sich nach 
ihrer Ansicht von dem, was die West-ÖDP 
treibt, unterscheide. Als Nachtrag wäre 
noch zu erwähnen, das die ÖDP mittlerwei- 
le eine Trennung von ihrem rechtslastigen 
Flügel vollzogen haben soll. Inwieweit dies 
zutrifft bleibt abzuwarten. Ein Vertreter die- 
ser Partei arbeitet nach Aussagen des 
"quer."- Mitarbeiters Nick Reimer auch bei 
"quer." mit. 


Im Heft 1/2 92 druckten wir auf S.10 ım 
Artikel über einen „Leninschen Parteisolda- 
ten“, daß der Führungsoffizier des IMB 
Max, Hauptmann Kappis, Ende der achtzi- 
ger Jahre verstorben wäre. Wie uns jetzt 
bekannt wurde, ist er quicklebendig und 
Gerüchte behaupten sogar, daß er für einen 
bekannten bundesdeutschen Geheimdienst 
arbeitet. 

Auf $S. 7 behauptete unser Autor aufgrund 
einer Verwechslung, Silvia Müller-hätte ein 
Parteiausschlußverfahren bekommen. Dies 
war nicht der Fall, sie wurde aus ihrem 
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Institut ausgeschlossen, war aber nie Mit- 
glied der SED. 


Im Heft 3 kam es durch einen Layoutfehler 
dazu, daß Autorennamen falschen Artikeln 
zugeordnet waren. Der Beitrag "Meine Akte 
beim Verfassungsschutz" (S. 32 £.) wurde 
von Klaus Vack verfaßt. "Die PDS macht’s 
möglich" (S. 34) stammt von Daniel Düsen- 
trieb (wer immer das sei), nicht von Klaus 
Vack, "Industriestandort Rügen" (S. 35 £.) 
nicht von "Düsentrieb", sondern von "Trou- 
badıx". 

Wir bitten um Entschuldigung. 

Redaktion telegraph 


Film im Bandito 
Rosso 


08.04. 20 Uhr 


"Ab morgen heißt du Sahra” (Fernseh- 
assung Theaterstück) 


15.04. 20 Uhr 

"Und morgen war Krieg" (sowj. Spiel- 
ilm) 

22.04. 20 Uhr 

"Der Bockerer" (öster. Spielfilm) 
29.04. 20 Uhr 

"Todesschwadronen in EI Salvador" 
(Dokumentarfilm) 


Infoladen Bandito Rosso 
Lottumstr.10a 
O-1054 Berlin 
Mi 17-21Uhr 

Do 17-21Uhr 
Fr 20-ultimo 
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telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 


DO 1Jahr (34.- DM) 
DO 1/2 Jahr (17.50 DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


DJ) aufProbe (2 Hefte für 5.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Scheck) ! 


An 
Redaktion telegraph 
Schliemannstr. 22 


Berlin - OÖ 1058 


Name: 
Str./Nr.: 


Datum/Unterschrift 


@ telegraph als - Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für OrElZ ee 2 Er ge 
1 Jahr (34.-DM) an: Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
Name: _ per Abbuchung __Bar 


Str/Nr: 
Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschnft 


"I Datum /Unterschrift 


Hinweise zurAbokarte 

Im grau markierten Feld (links) bitte ankreuzeln, ob ihr den telegraph verschenken 
wollt oder selbst abonniert und das jeweilige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur 
Zahlweise ausfüllen. 

Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht wird „bitte die 
Angaben zu Bankleitzahl, Kontonummer etc. machen und vor dem Abschicken noch 
Yan und mit der zweiten Unterschrift bestätigen. 

F n 


Das Abo (Außer Geschenk- und Probeabo ) verlängert sich automatisch, wenn nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte.Den 
Aboauftrag könnte ihr bis zu zehn Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 
Probeabo:\Wer den telegraph noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo 
informieren(nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck !) 

Geschenkabo:Wenn euch jemand lieb ist, schenkt ihr/m doch einfach ein telegraph- 
Abo! 

Förderabo: 

Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie den 
telegraph unterstützen wollen. könen dasmit einem Förderabo für mindestens 70.- 
DM im Jahr tun. Dieses verlängert sich wie das Normalabo um jeweils ein Jahr, wenn 
es nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf gekündigt wird. 

Ein Ganzjahresabo Kostet wie immer 34,-DM, ein Halbjahresabo die Hälfte. Alles 
inklusive Porto.Ermäßigtige Abos halten wir für relativ sinnlos, da der Preis für ein 
Normalabo nun wirklich nicht gerade exorbitant ist. 


